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Redaktionsnotiz 

 

In diesem Heft beschäftigen wir uns mit Israel, mit der Geschichte der Arbeiterbewe-
gung in Italien und Spanien, mit den jüngsten Entwicklungen in China, dazu gibt es 
Nachrichten aus der Kommunistischen Initiative, zwei Buchbesprechungen und unter 
der Rubrik „Resonanz“ kritische Stellungnahmen zur Ausgabe 2 und vor allem der 
Ausgabe 3 dieses Jahres. 

Ihr werdet Euch wahrscheinlich wundern, warum wir einen Aufruf zur Verhinderung 
des Naziaufmarsches in Plauen bringen, obwohl die Demonstration gegen die Neo-
faschisten zum Zeitpunkt der Auslieferung dieser Ausgabe der offen-siv schon Ver-
gangenheit ist. Wir drucken diesen Text, weil er den hergesuchten Anlass der Nazi-
Aktivitäten, die Geschichte Plauens und eine kommunistische Haltung zu der Sache 
sehr gut verdeutlicht. 

 

Hinweisen möchten wir Euch auf die zweite Buchbesprechung in diesem Heft, eine 
Werbung in eigener Sache. Die begriffliche Schärfung der anti-imperialistischen 
Solidarität, ihre Gründung in der Analyse der Verhältnisse ist dringend notwendig, 
deshalb würden wir uns freuen, wenn Ihr uns in diesem Anliegen unterstützen könn-
tet. Alles weitere ab Seite 53! 

 

Frank Flegel, Hannover 

 

 

 

Spendenkonto Offensiv:  
Inland: Konto Frank Flegel, Kt.Nr.: 30 90 180 146 bei der Sparkasse Hannover, 
BLZ 250 501 80, Kennwort: Offensiv 
Ausland:
Internat. Kontonummer(IBAN): DE 10 2505 0180 0021 8272 49,  

 Konto Frank Flegel,  

Bankidentifikation (BIC): SPKHDE2HXXX; Kennwort: „Offensiv“. 
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Netzwerk Cuba 

Pressemitteilung des Vorstands des Netzwerk Cuba zur 
EU-Politik gegenüber CUBA 
28. März 2012 

Aus Anlass des 50-jährigen Bestehens der US-Blockade („Embargo“) gegen Cuba 
und dem über 15-jährigen Bestehen des sogenannten „Gemeinsamen Standpunkts der 
Europäischen Union betreffend Kuba“ haben die Vorstände von großen Cuba-
Solidaritätsorganisationen aus acht Staaten einen Offenen Brief an die EU-
Ratspräsidentin Frau Thorning-Schmidt übermittelt: Österreichisch-Kubanische Ge-
sellschaft, Association Denmark – Cuba, France Cuba, Netzwerk Cuba e.V. Deutsch-
land, Cuba Support Group Ireland, AsiCubaUmbria (Italien), Serbien, Swedish-Cuban 
Association, Cuba Solidarity Campaign Great Britain (siehe Anlage). 

Darin fordern die Organisationen aus den acht Staaten die umgehende Abschaffung 
des „Gemeinsamen Standpunktes der Europäischen Union betreffend Kuba“, da er 
internationale Prinzipien wie das Selbstbestimmungsrecht der Völker verletzt. Er sei 
1996 eingeführt worden, um die Verschärfung der US-Blockadegesetzgebung durch 
die damalige US-Regierung zu ergänzen und Druck auf Cuba auszuüben. Die Ab-
schaffung dieser „Gemeinsamen Position“ sei auch geboten, weil sich die EU-Staaten 
alljährlich in der UN-Vollversammlung gegen die US-Blockade aussprechen. Diesem 
Votum gelte es dann auch Taten folgen zu lassen.  

Der Vorstand des NETZWERK CUBA e.V., einer Vereinigung von 43 Cuba-
Solidaritätsgruppen in Deutschland fordert gemeinsam mit den anderen sieben Orga-
nisationen in dem Offenen Brief außerdem die Schließung des US-Militärstützpunktes 
und des dortigen Gefangenenlagers „Guantanámo“. Dort waren insgesamt über 700 
Menschen von US-Beamten und Militärs widerrechtlich festgehalten und gefoltert 
worden, über 200 werden immer noch festgehalten.  

Demgegenüber bringen die acht Solidaritätsorganisationen zum Ausdruck, dass eine 
faire Verbesserung der Beziehungen der EU zu Cuba in vielen Bereichen für beide 
Seiten sehr positiv sein würde. Gerade auch die im Juni in Rio de Janeiro stattfinden-
de Nachhaltigkeitskonferenz der UN würde eine hervorragende Möglichkeit für einen 
solchen Schritt bieten.  

Für Rückfragen: Dr. Edgar Göll 0157-8242 1146 und Kristine Karch 0173-5313 777 
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Kommunistische Initiative 

Kommunistische Initiative: Naziaufmarsch in Plauen ver-
hindern! 
Zur Bombardierung Plauens 
Die RNJ („Revolutionäre Nationale Jugend“), will dieses Jahr zum zweiten Mal  
einen „Trauermarsch“ in Plauen durchführen1

Deshalb dieser Artikel, der den Angriff auf Plauen schildern soll: Es stimmt dahinge-
hend, dass Plauen zum Ende des Krieges starke Bombardierungen hinnehmen musste: 
„Am 12. September 1944 erfolgte der erste große Luftangriff der US-Airforce 
(USAAF), dem im März und April 1945 mehrere Bombenangriffe der USAAF und 
der RAF folgten. Den folgenreichsten und letzten der insgesamt 14 Luftangriffe erleb-
te die Stadt am 10. April. Allein in dieser Nacht fielen den Angriffen der britischen 
Bomber etwa 900 Menschen zum Opfer. 1965 Tonnen Sprengstoff zerstörten 164 
Hektar des Stadtgebietes. Insgesamt forderten die Luftangriffe in Plauen mindestens 
2340 Menschenleben.“

. Wie in Chemnitz, Dresden oder Magde-
burg, geht es ihnen nicht darum den Opfern von Faschismus, Kapitalismus und impe-
rialistischen Krieg zu gedenken. Ihnen geht es, wie in Magdeburg oder Chemnitz 
darum, den deutschen imperialistischen Raubkrieg zu verharmlosen und so reden sie 
vom „alliierten Bombenterror“.  

2

Die Frage ist, warum bombardierten die britischen und amerikanischen Imperialisten 
Plauen so heftig? Wurde es doch eines der meist zerstörten Städte? Ein Grund dafür 
war die in Plauen ansässige „Vogtländische Maschinenfabrik AG (VOMAG). Sie produ-
zierte überwiegend für die „Heimatfront“. War aber auch an der Entwicklung des „Ein-
heits-LKW" beteiligt. 

  

Später produzierte sie Panzer- und Kettenfahrzeuge: „Seitens der Heeresleitung merkte 
man jedoch schnell, dass man aufgrund des extrem intensiv geführten Krieges jedes Wirt-
schaftsunternehmen für die Rüstungsindustrie benötigte. Schon 1940 nahm die VOMAG im 
Auftrag der Wehrmacht zunächst die Panzerreparatur und kurz darauf die Produktion solcher 
Kettenfahrzeuge auf. Diese machte jedoch 1940 jedoch nur 3 % des Gesamtumsatzes aus.“3

                                              
1 Am 14. April 2012 (d.Red.) 

 

2 http://de.wikipedia.org/wiki/Plauen 
3 http://de.wikipedia.org/wiki/Vogtl%C3%A4ndische_Maschinenfabrik#Der_Konkurs 

http://de.wikipedia.org/wiki/Plauen�
http://de.wikipedia.org/wiki/Vogtl%C3%A4ndische_Maschinenfabrik#Der_Konkurs�
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Wie andere Firmen, schreckte auch die VOMAG aus Profitinteressen nicht vor 
Zwangsarbeiter/innen zurück. 350 weibliche Gefangene verrichteten für die VOMAG 
Arbeit. Aber vergessen wir auch nicht, dass sich in der Nähe von Plauen zwei Außen-
lager des KZ-Flossenbürg befanden, aus denen die Arbeiterinnen überwiegend rekru-
tiert worden sind.  

Ganz unerheblich war ihre produzierte Menge trotzdem nicht, auch wenn sie sich nie 
gegenüber Krupp oder anderen Firmen durchsetzen konnte. Trotzdem gab es Techno-
logie zu holen! Die Maschinenfabrik lieferte bis zum Ende des Ende des Krieges: 
1.700 Exemplare des Jagdpanzers IV aus, produzierte vorher das Sonder-
Kraftfahrzeug (Produktionsumfang 240 Panzer), weiterhin versuchte man sich an 
Trägerfahrzeugen für Flakgeschütze (Ungefähr nur 24 Fahrzeuge wurden aber an die 
Wehrmacht geliefert). 

Außerdem wurde die Herstellung von elektrisch gesteuerten MG-Ständen für Flug-
zeuge ausprobiert. Deshalb hatte 1945 die Fabrik hohe Priorität für die anglo-
amerikanischen Imperialisten. Die VOMAG wurde als „Tragender Rüstungsbetrieb“ 
klassifiziert. Daher auch die Bezeichnung Plauens in den Logbüchern als „Primary 
Target“. Die VOMAG soll ungefähr neun direkten Angriffen an sechs Kampftagen 
ausgesetzt gewesen sein sollen. Immer zwischen 11.00 – 14.00 Uhr.  

„Der USAAF reichten zwei massiv durchgeführte Luftangriffe mit fast 500 B-17 
Bombern, um die gesamte VOMAG lahmzulegen. Es mussten keine komplizierten 
Manöver geflogen werden, denn die VOMAG lag an der Elster wie auf dem Präsen-
tierteller. Durch die fehlende Fliegerabwehr auf den angrenzenden Anhöhen konnten 
sogar Tiefflieger die VOMAG perfekt angreifen.“4

Hier sieht man schon, dass man die Anlage nur lahm gelegt hat, zerstört wurde sie nie 
wirklich. Es muss erwähnt werden, dass zwischen den geplanten Zielen und den ei-
gentlich getroffenen, große Unterschiede zu finden sind.  

  

Der Zerstörungsgrad liegt bei: „Kulturstätten 80 %, von Wohnraum 78 %, von Be-
triebsgebäuden 70 %, von Verwaltungseinrichtungen 55 % und des Verkehrsnetzes  

48 % betrug. 91 % des Gasnetzes (150 km Rohrleitungen) und circa 200 Kilometer 
des Wassernetzes wurden außer Betrieb gesetzt.“5

Das städtische Versorgungsnetz und der Verkehr kamen vollständig zum erliegen. 
Durch die Zerstörung des Bahnhofsgebäudes und des Syratalviadukts (Bruchsteinbo-

 

                                              
4 ebenda 
5 http://de.wikipedia.org/wiki/Plauen 

http://de.wikipedia.org/wiki/Plauen�
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genbrücke) kam der Schienenverkehr zum Stillstand. 75% der Stadt wurden zerstört. 
Im Vergleich, Dresden wurde „nur“ zu 60% zerstört. 126.000 Bombentrichter wurden 
in der Innenstadt gezählt. Die Bombenlast betrug 185,4 Tonnen pro km². Die USAAF 
hatte einen sehr genauen Bomben– und Angriffsplan verfasst. Warum aber wurde die 
Stadt so zerstört? Verwundert es da eigentlich nicht, dass die imperialistische Konkur-
renz zum 3.Reich Demontagen durchführte, nachdem das 347. US-Infanterieregiment 
Plauen besetzt hatte?  

Es wurde Spitzentechnologie von VOMAG (z.B. Feinstbohrwerke) demontiert. 
Konstruktionsunterlagen wurden beschlagnahmt, fähige Ingenieure und Facharbeiter 
wurden in die westliche Besatzungszone transportiert. Wir können sagen: Es ist nicht 
verwunderlich, dass die Luftwaffe der westlichen Alliierten in ostdeutschen Städten 
die verheerendsten Angriffe flog und das nicht nur, um die dortige Industrie zu zerstö-
ren und den Krieg so zu verkürzen. 

Stand doch ziemlich sicher fest, welche Teile Deutschlands in der sowjetischen Be-
satzungszone liegen sollten. Es gilt dasselbe wie in Dresden: „[…]hier wurde bereits 
der Grundstein für die fortgesetzte und verschärfte Systemauseinandersetzung zwi-
schen Imperialismus und Sozialismus gelegt.“6

damit die Sowjetunion  

 Man zerstörte Verkehrswege und 
Infrastruktur, um den Nachkriegsaufbau zu verzögern, Technik und Fachpersonal 
wurde geklaut,  

1. Fachpersonal und –technik nicht in die Finger bekommt und  

2. um ihre Reparationszahlungen gebracht wird.  

Aber wir sollten auch den eigentlichen Täter nennen, den deutschen Faschismus und 
Imperialismus: Konnte dieser Krieg doch nur geführt werden, weil es das 3. Reich 
war, welches den bisher hemmungslosesten Krieg gegen die Zivilbevölkerung geführt 
hatte. Haben doch die Faschisten damit begonnen, rücksichtslose Angriffe gegen 
Einwohner zu führen. Waren es nicht die Faschisten selber, die die Innenstadt von 
Freiburg bombardierten, um ihre Vorgehen zu rechtfertigen. Waren es nicht die Fa-
schisten die das Ghetto in Warschau errichteten, waren es nicht die deutschen Imperi-
alisten die die Sowjetunion überfallen und gebrandschatzt und geplündert haben?  

Diese Tatsachen können aber keine Entschuldigung dafür sein, dass die britischen und 
amerikanischen Alliierten solche Bombenangriffe mit voller Absicht zur Erschwerung 
des Wiederaufbaus in der damaligen sowjetischen Besatzungszone durchführten. 
                                              
6 http://www.sachsen.kommunistische-initiative.de/component/content/article/34-eitraege/117-
13-februar-1945-dresden-mahnt-.html 

http://www.sachsen.kommunistische-initiative.de/component/content/article/34-beitraege/117-13-februar-1945-dresden-mahnt-.html�
http://www.sachsen.kommunistische-initiative.de/component/content/article/34-beitraege/117-13-februar-1945-dresden-mahnt-.html�
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KI Vogtland 

Kommunistische Initiative: Pressemitteilung zur außeror-
dentlichen Bundesmitgliederversammlung  
Am 10.03.2012 fand eine außerordentliche Bundesmitgliederversammlung der Kom-
munistischen Initiative in Frankfurt am Main statt. Genossinnen und Genossen aus 
Berlin, Nordrhein-Westfalen, Sachsen, Niedersachsen, Saarland, Hessen, Baden-
Württemberg, Bayern, Thüringen, sowie aus Luxemburg diskutierten und beschlossen 
den weiteren Weg der Kommunistischen Initiative. 

In der Zeit der sich weiter zuspitzenden innerimperialistischen Widersprüche und der 
Aggressionen gegen unabhängige, antiimperialistisch ausgerichtete Staaten wie Syri-
en oder Iran, hat die Kommunistische Initiative beschlossen, im Jahr 2012 den anti-
imperialistischen Kämpfen vermehrte Aufmerksamkeit zu widmen. Es wurde ein-
stimmig ein innerorganisatorischer Bildungs- und Klärungsprozess beschlossen, der 
das Ziel hat, über den wahren Charakter der imperialistischen Staaten aufzuklären und 
die Situation in den vom Imperialismus bedrohten Staaten genau zu beleuchten. 

Vor allem die jungen Genossinnen und Genossen, die nun eine feste Stütze der KI 
geworden sind, zwingen die KI dazu, ein solches Bildungsprogramm in möglichst 
kürzester Zeit durchzuführen. Wenn jemand lernen will, dann sie. 

Des Weiteren wurden die zunehmenden Angriffe gegen die Kommunistische Initiati-
ve aufgedeckt und kollektive Gegenmaßnahmen beschlossen.  

Um den anstehenden Klärungsprozess zu koordinieren und anzuleiten, wurde ein 
neues, mit bewährten Genossen besetztes Exekutivkomitee gewählt. Als Vorsitzender 
wurde Genosse Phil Ramcke aus NRW bestätigt. 

Weitere Beschlüsse umfassten das bundesweite Agieren aller Genossen, die Aufgabe 
der KI-Medien in Hinsicht auf die Notwendigkeit der Aufklärung über die aktuellen  
antiimperialistischen Kämpfe und die Notwendigkeit des Widerstandes gegen 
Äquidistanz, Pazifismus und Opportunismus in der Frage von Krieg und Frieden. 

Am Ende dieses Bildungs- und Klärungsprozesses wird die erste ordentliche Bun-
desmitgliederversammlung der Kommunistischen Initiative stehen. Die sehr erfolg-
reiche außerordentliche Bundesmitgliederversammlung vom 10. März 2012 ist für 
alle KI-Genossen ein großartiger Erfolg.  

Die seit 2008 gemachten Analysen über die Situation der kommunistischen Bewe-
gung in der BRD bestätigen sich immer wieder. Während sich überall Auflösungser-
scheinungen breit machen, erstarkt die Kommunistische Initiative und kommt ihrem 
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Ziel ein weiteres Stück näher: Der Schaffung einer einheitlichen, marxistisch-
leninistischen Kommunistischen Partei in Deutschland! 

Es lebe der antiimperialistische Kampf! 

Vorwärts mit der Kommunistischen Initiative in Deutschland! 

Rot Front! 

Phil Ramcke, im Auftrag des Exekutivkomitees der Kommunistischen Initiative 

Kommunistische Initiative: Offener Brief an das Zentral-
komitee der Kommunistischen Partei Deutschlands 
(KPD)  
Liebe Genossinnen und Genossen,  

wir bedanken uns herzlich für Eure Einladung zu dem von Euch für den 9. Juni diesen 
Jahres in Berlin organisierten „bundesweiten Treffen von Kommunisten“.   

Zunächst: wir unterstützen Eure Intention, Kommunisten zu einer Tagung einzuladen, 
die folgende Grundprinzipien („Die Rote Fahne“, Februar 2012, Seite 2; Zentralorgan 
der KPD) unterstützen:  

„1. Das Ziel des Sozialismus/Kommunismus kann nur auf der Grundlage der wissen-
schaftlichen Weltanschauung der Arbeiterklasse, dem Marxismus-Leninismus, er-
reicht werden; 2. Die revolutionäre Erlangung der Macht der Arbeiterklasse und Er-
richtung der Diktatur des Proletariats (natürlich im Bündnis mit anderen nichtkapita-
listischen Klassen und Schichten), der Herrschaft der Mehrheit über die Minderheit; 
3. Die Vergesellschaftung des Eigentums an den entscheidenden Produktionsmitteln; 
4. Fester Bestandteil der kommunistischen und Arbeiterparteien ist der proletarische 
Internationalismus; 5. Die Verteidigung der Errungenschaften der Arbeiterklasse und 
ihrer  natürlichen Verbündeten in allen sozialistischen Ländern. Die DDR war das 
Beste, was die revolutionäre deutsche Arbeiterklasse in ihrer bisherigen Geschichte 
erreicht hatte; 6. Hauptursache für die Zerstörung und Beseitigung des Sozialismus 
auf deutschem Boden war der Revisionismus und Opportunismus. Deshalb führt die 
KPD einen konsequenten Kampf gegen Revisionismus, Opportunismus und seine 
Hauptform, den Antistalinismus.“  

Wir müssen allerdings bereits jetzt davon ausgehen, dass diese richtigen Positionen 
von nicht wenigen dort anwesenden Kräften auf, während und vor Eurer Konferenz 
untergraben und zum Teil in ihr Gegenteil verkehrt werden.   
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Liebe Genossinnen und Genossen,  

spätestens seit Gorbatschow müsste bei uns Kommunisten doch klar und eine entspre-
chende Sensibilität dafür entstanden sein, dass nicht „überall Kommunisten drin sind, 
wo Kommunisten drauf steht“.  

Auch vor diesem Hintergrund kann man leider bereits jetzt sagen, dass viele Teilneh-
mer des von Euch organisierten Treffens nichts oder sehr wenig mit den von Euch zu 
Recht aufgestellten Prinzipien zu tun haben werden. Für diese Aussage ist die schon 
sichere Teilnahme von Organisationen (bzw. von Einzelpersonen, die in diesem Um-
feld aktiv oder von ihm geprägt worden sind), die zum Beispiel (direkt oder indirekt) 
die konterrevolutionäre „Sozialfaschismus-“ bzw. „Sozialimperialismustheorie“ un-
terstützen, ein Beleg. Zu diesen Organisationen gehören zum Beispiel die Abspaltun-
gen der ehemaligen KPD-ML aus der BRD, die aktiv und unter Einsatz klandestiner 
Organisationsstrukturen die DDR bekämpften; dies gemeinsam, im Auftrag mit oder 
rekrutiert von dem imperialistischen Sonderdienst des BRD-Imperialismus, dem 
BND. Jede Form von Einheit mit diesen Kräften kann unter den heutigen Bedingun-
gen zum Ausverkauf der von Euch aufgestellten Prinzipien führen. Gerade Ihr selbst 
habt diese Erfahrung in den vergangenen Jahren doch schon mehrfach in Diskussio-
nen und Verhandlungen mit solchen dubiosen prinzipienlosen „Links“opportunisten 
bitter machen müssen.   

Auch die Spalterorganisation „KIG 2010“, die versucht, den Namen Kommunistische 
Initiative zu usurpieren, wird auf Eurer Tagung anwesend, anerkannt und aktiv sein. 
Diese Organisation wurde von wenigen Unterstützern der „Kommunistischen Initiati-
ve (KI)“ mit Methoden der Diffamierung, Desinformation und unter dem Bruch des 
demokratischen Zentralismus sowie den Grundprinzipien der KI gegründet. Sie ist 
ferner keine eigenständige Organisation, sondern von anderen abhängig und handelt 
im Auftrag, die KI so intensiv wie möglich zu schädigen. Schon jetzt mobilisieren die 
KIG2010-Spalter (soweit das von ihnen überhaupt behauptet werden kann), aktiv auf 
die von Euch ausgerichtete Tagung, was auch ihr organisiertes Auftreten dort ein-
schließt.  

Eine Teilnahme der „Kommunistischen Initiative (KI)“ an der Tagung würde diese 
Bande teilnehmender Falschmünzer als gleichberechtigte „Partner“ dokumentieren 
und deshalb die Grundprinzipien der KI verletzen.   

Aus diesen Gründen hat die außerordentliche Bundesmitgliederversammlung der 
„Kommunistischen Initiative (KI)“ am 10. März 2012 in Frankfurt mit übergroßer 
Mehrheit beschlossen, an dem von Euch organisierten „bundesweiten Treffen von 
Kommunisten“ NICHT teilzunehmen.  

Liebe Genossinnen und Genossen,  
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unsere Absage soll und darf jedoch nicht als Einigelung verstanden werden. Wir 
möchten diesen offenen Brief an Euch nutzen, um Euch anzubieten, gerade auf Basis 
der von uns unterstützten 6 Grundprinzipien bilaterale Beziehungen zu diskutieren 
und auszuloten! Wir würden uns deshalb freuen, in diesem Sinne von Euch zu hören.  

Mit kommunistischen Grüßen und im Auftrag des Exekutivkomitees (EK), Phil 
Ramcke, Vorsitzender der Kommunistischen Initiative (KI)  

Israel 

Evelyn Hecht-Galinski: Israel mordet mit großer Vorsicht 
und Präzision! 

Vorbemerkung der Redaktion: Wir erhielten den Artikel per Mail über einen anderen 
Weg als über den nrhz-Server. Das Anschreiben der Redaktion der nrhz lautete:  

„Liebe MitarbeiterInnen, liebe LeserInnen, seit der Nacht vom 22. auf den 23. März ist 
der nrhz–Server gesperrt. Ein paar Stunden zuvor hatte ich noch einen aktuellen 
Kommentar von Evenlyn Hecht-Galinski auf die Seite www.nrhz.de gestellt. Seitdem 
sind alle unsere Versuche die Sperre des Servers wieder öffnen zu lassen, erfolglos 
geblieben. Zu Eurer Kenntnis über den möglichen Zusammenhang hier der Artikel in 
Kopie.“  

Wir, also die Redaktion offen-siv, helfen gern bei der Verbreitung des Artikels. 
(D.Red.) 

Nach den schrecklichen Anschlägen eines Einzeltäters in Toulouse kommen die durch 
nichts zu belegenden Aussagen israelischer und jüdischer Organisationen. Immerhin 
einmal hörte ich im DLF von seiner dort wiedergegebenen Äußerung der Polizei 
gegenüber, dass er die jüdische Schule nur "aus Versehen" angegriffen habe, es aber 
eigentlich nur auf Soldaten und Polizisten abgesehen hätte, die den französischen 
Staat repräsentieren, der am Afghanistan-Einsatz beteiligt ist.  

Also darf man sehr in Frage stellen, ob der Täter tatsächlich antisemitische Motive 
hatte. Als die ersten drei Opfer, Soldaten, deren Familien aus Nordafrika stammten, 
ermordet wurden, hielt sich die Erregung noch in Grenzen. Als aber die jüdischen 
Kinder und der jüdische Lehrer ermordet wurden, war die Trauer grenzenlos. Nicht, 
dass Sie mich falsch verstehen: diese Morde, besonders an den Kindern, sind grausam 
und schrecklich und durch nichts zu rechtfertigen. 

http://www.nrhz.de/�
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Aber wenn Catherine Ashton, die EU-Außenbeauftragte, in einer öffentlichen Rede in 
Brüssel eine Verbindung zieht zwischen dem Sterben unschuldiger Kinder - auch an 
anderen Orten, wie in Gaza - dann kommt sofort die Antwort der israelischen Regie-
rung. Ministerpräsident Netanjahu und Verteidigungsminister Barak, gerade in 
Deutschland, wegen Iran-Angriff, U-Boote und Waffen Einkauf, sowie auf Verkaufs-
tour, nannten den Vergleich "empörend". Warum eigentlich? Empörend ist es, wenn 
Netanjahu die Geschehnisse in Toulouse als Massaker bezeichnet, die Militäraktionen 
in Gaza aber als Verteidigung gegen Terroristen, die sich hinter Kindern versteckten, 
unwahr beschönigt. Beides sind Massaker, es gibt nur einen Unterschied: die israeli-
schen Massaker an Kindern finden unter Billigung der Weltöffentlichkeit statt! Und 
"Kriegsminister" Barak ergänzte noch, die israelische Armee handele in Gaza mit 
"großer Vorsicht und Präzision." Die Wortschöpfungen der israelischen Propaganda-
Industrie sind immer wieder bewundernswert. 

Empörend ist es auch, wenn der Grünen-Abgeordnete des deutschen Bundestages, 
Volker Beck, der es sich übrigens auch nicht nehmen ließ, auf dem Israel-Kongress 
(ILI) 2010 zu sprechen und dort die israelische Siedlungspolitik "schön redete", Ca-
therine Ashton "antisemitischer Reflexe" bezichtigt, weil sie angesichts der toten 
jüdischen Kinder von Toulouse auch daran dachte und erinnerte, dass Kinder in Gaza 
sterben. 

SPD-Chef Gabriel hingegen wurde sofort angegriffen, als er nach seinem Hebron-
Besuch die Situation der Palästinenser als rechtsfreien Raum bezeichnete und den 
Satz sagte: "Das ist ein Apartheid Regime für das es keinerlei Rechtfertigung gibt." 
Die Angriffe gegen ihn kamen von allen Seiten und den üblichen Protagonisten, von 
Graumann bis zum Jüdischen Weltkongress und von Maram Stern, der schon in einer 
"Außenansicht" der SZ die Palästinenser als selbst schuld an ihrem Unglück bezeich-
net hatte. Oder vom American Jewish Commmittee und Direktorin Deidre Berger, die 
Israel delegitimitiert sieht und als den "Friedensprozess" nicht voranbringend be-
zeichnet (welchen Friedensprozess?). 

Neben Philipp, dem Mißfelder, der der SPD empfahl, ihre Außenpolitik gegenüber 
Israel zu überdenken, forderte CDU-Generalsekretär Hermann Gröhe Gabriel auf, 
sich "für seinen verbalen Totalausfall schnellstmöglich zu entschuldigen." Dieser wird 
nach solcher Kritik seine Aussagen sicher relativieren, vor allem angesichts der Be-
drohung des jüdischen Staates und als treuer Freund Israels. Hatte er doch gegenüber 
Netanjahu noch eine ganz gewählte Wortwahl betrieben und die Siedlungspolitik nur 
"mit Befremden aufgenommen" 

Anlässlich des Begräbnisses der jüdischen Opfer von Toulouse, die interessanterweise 
direkt nach Jerusalem geflogen wurden, weil gläubige Juden nur im "Heiligen Land" 
beerdigt werden möchten, um als erste den noch zu erwartenden Messias zu erleben, 
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ließ es sich Außenminister Juppé nicht nehmen, die Särge in der El Al Maschine zu 
begleiten und auf der Beerdigung zu sprechen. Ist jemals ein europäischer Politiker 
nach Gaza, oder in die besetzten Gebiete geflogen, um ermordete Palästinenser zu 
betrauern?  

Zentralrats-Präsident Graumann zeigte sich zutiefst schockiert und konnte seine Trau-
er über die getöteten Kinder kaum in Worte fassen. Worte des Verständnisses hinge-
gen findet er immer, wenn die israelische Armee sich und den jüdischen Staat vertei-
digt und dabei unschuldige palästinensische Kinder getötet werden. Auch der Präsi-
dent des Jüdischen Weltkongresses Ronald S. Lauder, weinte wie alle Juden auf der 
Welt und bezeichnete den Angriff von Toulouse als einen Angriff gegen Juden in 
aller Welt. Auch ihn habe ich niemals ein Wort des Bedauerns sagen hören, wenn die 
israelische Armee unschuldige palästinensische Kinder tötete. 

Und wer regt sich schon auf, wenn in Afghanistan, oder Pakistan, oder in anderen 
Kriegsgebieten - zum Teil auch mit unserer Mithilfe - Massaker unter der Zivilbevöl-
kerung angerichtet werden und unschuldige Menschen, Frauen und Kinder sterben? 
Wann sind deutsche Politiker schon einmal auch wegen durch deutsche Soldaten 
verursachten  Massakern nach Afghanistan zur Beerdigung der Opfer geflogen? Nein, 
wir besuchen zwar die Truppen, um sie zum Durchhalten und Weitermachen zu moti-
vieren und wir setzen israelische, geleaste Heron-Drohnen in Afghanistan ein, aber 
"Morde" werden immer nur untersucht und das war's dann. Amokschützen haben 
"Gedächtnislücken" und werden schnell außer Landes gebracht.  Siehe Oberst Klein, 
der ja nach seinem Massaker-Befehl, noch von oberster deutscher Stelle gestützt wur-
de. 

Interessant war es, dass bestimmte Medien und der Korrespondent der ARD, die jede 
Empathie gegenüber ermordeten palästinensischen Kindern vermissen lassen, die 
Worte des Knesset-Parlamentspräsidenten Reuven Rivlin so selbstverständlich wie-
dergaben. Zitat: "Das jüdische Volk in Israel und der Diaspora sieht sich wilden Tie-
ren gegenüber, die unersättlich von Hass getrieben werden." 

Dazu passen Sätze von Theodor Herzl, aus seinem Buch, "Der Judenstaat", Kapitel 
"Der Plan": "Kämen wir beispielsweise in die Lage, ein Land voll wilder Tiere zu 
säubern, würden wir es nicht in der Art der Europäer aus dem 5. Jahrhundert tun. Wir 
würden nicht einzeln mit Speer und Lanze gegen Bären ausziehen, sondern eine große 
fröhliche Jagd veranstalten, die Bestien zusammentreiben und eine Melinit-Bombe 
unter sie werfen." - Soviel zu zionistischen Vorläufern des jüdischen Staates und 
wilden Tieren. 
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Merke: Der jüdische Staat mordet "chirurgisch präzise um sich zu verteidigen." Im 
Umkehrschluss morden die "wilden Tiere", wen meint Rivlin damit wohl? Palästinen-
ser, Muslime(?) nur aus blindem Hass. 

In israelischen Medien las man nach dem Bekanntwerden des Massakers von Toulou-
se sofort, die Antisemiten in Europa, der Kontinent des Holocaust haben nichts aus 
ihrer Vergangenheit gelernt. Solche Aussagen plus die Aufforderungen israelischer 
Politiker an Diaspora-Juden in das Heilige Land zurückzukehren, sollen natürlich die 
Auswanderungswellen beflügeln. Haben doch amerikanische Millionärs- und Milliar-
därs-Juden schon viele Luxus Wohnungen in Jerusalem aufgekauft, um damit den 
Anspruch des jüdischen Staates auf das ungeteilte Jerusalem für immer zu zementie-
ren. 

Über 100.000 französische Juden sind schon nach Israel ausgewandert. Es ist zu se-
hen, wie die Gehirnwäsche der Propaganda jetzt Wirkung zeigt. In diesem Zusam-
menhang sind dann auch Bücher wie "Französischer Biss" des israelischen Knesset-
Abgeordneten Daniel Ben Simon zu sehen, das das Phänomen der jü-
disch/französischen Emigration untersucht und dann feststellt, dass Juden in Frank-
reich Angst davor haben, dass die Muslime noch mächtiger und bestimmender in der 
französischen Innenpolitik werden. So wird die Angst vor Muslimen bewusst ge-
schürt! Sarrazin lässt grüßen! 

Wenn ein "beutedeutscher" Autor, Antisemitismus und Antizionismus bewusst ver-
mischt und den israelischen Staat als den Juden von heute bezeichnet, dann ist das in 
die unappetitliche Reihe der Holocaust-Instrumentalisierung einzuordnen, wie sie 
auch Netanjahu und andere israelische Politiker betreiben. Bedauerlicherweise wer-
den solche Autoren als Medienlieblinge und "Publikumbeschimpfer" in Talk-Shows 
eingeladen und in den Kulturteilen der Medien besprochen. 

Diese Gedanken sollen nur die traurigen momentanen Zustände aufzeigen und zum 
Nachdenken anregen.                                                                Evelyn Hecht-Galinski7

Iran German Radio: Israel will den UN-Menschenrechts-
rat boykottieren 

 

Israel will den UN-Menschenrechtsrat boykottieren, weil das Gre-
mium eine Untersuchung der israelischen Siedlungspolitik be-
schlossen hat.  
                                              
7 Evelyn Hecht-Galinski ist Publizistin und Tochter des 1992 verstorbenen Vorsitzenden des 
Zentralrats der Juden in Deutschland, Heinz Galinski. 
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Der Außenminister des zionistischen Regimes Avigdor Lieberman kündigte an, dass 
Israel die Zusammenarbeit mit dem Menschenrechtsrat der Vereinten Nationen ein-
stellen wolle und den Mitgliedern einer Untersuchungskommission dieses Rates keine 
Einreise erlaube.  

Lieberman fügte hinzu, dass seine Regierung unter anderem die USA auffordern 
wolle, den Rat zu verlassen. 

Israel ist nicht Mitglied des Menschenrechtsrats, kann sich dort aber äußern und mit 
dem Gremium zusammenarbeiten.  

Der in Genf ansässige Rat hatte am Donnerstag erstmals eine unabhängige internatio-
nale Untersuchung zur israelischen Siedlungspolitik auf den Weg gebracht. 

Für eine entsprechende Resolution, die von den Palästinensern vorgelegt wurde, 
stimmten 36 der 47 Mitglieder des Gremiums. Dagegen votierten lediglich die USA, 
die anderen enthielten sich.  

Laut der Resolution sollen die Auswirkungen der israelischen Siedlungen auf die 
zivilen, politischen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte des palästinen-
sischen Volks untersucht werden. 

Der Nahost-Friedensprozess steht seit dem Abbruch der Gespräche im September 
2010 still.  

Die Palästinenser bekräftigen den Stopp der israelischen Siedlungsbauaktivitäten in 
Ost-Beitolmoqaddas und im Westjordanland als eine Bedingung für die Wiederauf-
nahme der Friedensverhandlungen.  

Die Zionistensiedlungen sind auch aus Sicht der Weltgemeinschaft illegal. 

 

Iran German Radio 
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Spanien 

Gerhard Feldbauer: Bei Guadalajara im Monat März 
Vor Madrid erlitten Franco- und Mussolini-Faschisten vor 75 Jah-
ren eine vernichtende Niederlage 
Nach dem von Hitler und Mussolini militärisch aktiv unterstützten Putsch Francisco 
Francos im Juli 1936 entstand für die Volksfront-Regierung der Spanischen Republik 
eine tödliche Bedrohung. Die Faschisten brachten bis Mitte September das westliche 
Andalusien, große Teile im Westen, Nordwesten und Norden unter ihre Kontrolle. 
Nur das Baskenland und Asturien hielten stand, im Golf von Biscaya behauptete sich 
die strategisch wichtige Hafenstadt Santander. 

Die Franco-Faschisten und ihre deutschen und italienischen Helfershelfer begannen 
eine barbarische Menschenjagd. „Befürworter der Legalität, loyale Republikaner 
werden massenweise gequält, verstümmelt, ermordet. „Die Methoden der Mordkom-
mandos sind bestialisch“, hielt der Kämpfer der Internationalen Brigaden, Fritz Tep-
pich in seinem Buch „Spaniens Himmel“ (Berlin 1986) fest. Der Weg der Franco-
Truppen „ist von Massenmorden gezeichnet. In Bajadoz, nicht weit von der portugie-
sischen Grenze, ließ der Kommandeur der marokkanischen Truppen, General Yagüe, 
einer der Schlächter von Asturien, niedermetzeln, was seinen Söldnern vor die Ge-
wehre kam. Alle Republikaner, derer sie habhaft werden konnten, wurden in die 
Stierkampfarena getrieben und dort mit Maschinengewehren zusammengeschossen.“ 
Zu den ersten Opfern des Mordterrors gehörten loyale Offiziere, die sich widersetz-
ten. Sie wurden „kurzerhand erschossen, darunter die Generäle Batet, Molero, Nunez 
de Prado, Romerales, Admiral Azarola und andere“, schrieb Teppich.  

Infolgedessen traten kaum frühere Angehörige der alten Armee auf die Seite der Re-
publik. Nur etwa 3.500 ihrer Offiziere blieben loyal und stellten sich der Volksfront-
regierung zur Verfügung. Deren bewaffnete Kräfte bestanden Ende August 1936 aus 
höchstens 100.000 bis 150.000 Mann Milizen, die sich nach dem Putsch formierten. 
Sie besaßen kaum militärische Erfahrungen, waren nicht zentral organisiert, außerdem 
an die verschiedenen Parteien der Volksfront und die Gewerkschaften gebunden.  

Ejercito popular entsteht 

Erst Mitte Oktober begann der Aufbau des Ejercito popular, der Volksarmee, in wel-
che die Milizen als Brigadas mixtas eingegliedert wurden. Die Basis der Volksarmee 
bildet zunächst das berühmte Quinto Regimento (5. Regiment) unter dem Kommunis-
ten Enrique Lister. Im Oktober 1936 wurde in Albacete eine Zentrale für die Formie-
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rung der Internationalen Brigaden eingerichtet, deren Zahl später auf etwa 50.000 
anwuchs.8

Franco glaubte, die Zerschlagung der Republik mit der raschen Einnahme von Madrid 
abschließen zu können. In vier Offensiven scheiterte er. Den ersten Angriff schlugen 
im November 1936 die gerade aufgestellten ersten Einheiten der Volksarmee zusam-
men mit etwa 3.000 Interbrigadisten zurück. Die Franquisten wurden durch die „Le-
gion Condor“ der Luftwaffe Görings und Caproni-Jäger des Interventionskorps Mus-
solinis mit massiven Luftangriffen unterstützt. Den Verteidigern, die bereits vor den 
Toren der Hauptstadt im Universitätsviertel kämpften, kam der legendäre Anarchist 
José Buenaventura Durruti von der Aragon-Front mit etwa 4.000 Mann seiner Kolon-
ne zu Hilfe. Bei der Verteidigung Madrids fiel am 1. Dezember der Polit-Kommissaar 
des gerade aufgestellten Thälmann-Bataillons, Hans Beimler. Im Januar eroberte 
Franco im Cross mit motorisierten italienischen Divisionen Malaga. Südlich von 
Madrid griffen sie entlang des Jarama-Flusses erneut Madrid an, konnten aber ge-
stoppt werden.   

  

Im März 1937 eröffnete das italienische Interventionskorps unter General Mario 
Roatta nordöstlich von Madrid bei Guadalajara eine neue große Offensive.9

Madrid wurde an diesem Frontabschnitt von einer Division der Volksarmee mit 
rund 10.000 Mann verteidigt, die nur über knapp 6.000 Gewehre, 85 Maschinen-
gewehre und 15 Geschütze verfügte. Die erbitterte Schlacht tobte vom 8. bis 23. 
März. 

 Viele 
Italiener waren kriegserfahrene Soldaten, die 1935/36 an der Eroberung Äthiopiens 
teilgenommen hatten. Roatta führte den Hauptstoß auf der Strasse Saragossa-Madrid, 
um die Hauptstadt vom Nordosten her zu umfassen und sich am Jarama-Fluß mit 
Francos Truppen zu vereinigen und dann Madrid einzunehmen. Das Terrain mit sei-
nem gut ausgebauten Straßennetz war für die Angreifer, die mit Panzern und modern 
ausgerüsteten motorisierten Truppenteilen vorrückten, günstig. Vier italienische Divi-
sionen stießen mit etwa 150 Panzern, 250 Geschützen, fast 4.000 Gefechtsfahrzeugen, 
unterstützt von einer Division Franco-Faschisten, mehreren Geschwadern der „Legion 
Condor“ und 60 italienischen Flugzeugen vor. Als Reserve stand eine zweite Division 
der Franquisten bereit. Zu der Offensive hatte Mussolini persönlich den Befehl erteilt.  

Nach Artilleriebeschuss, Luftbombardements und Tieffliegerangriffen durchbrach 
General Roatta mit Panzern, gefolgt von Infanterie die Stellungen der Verteidiger. In 

                                              
8 Siehe  „Freiwillige der Freiheit“, jW,  7. November 2011.  
9 Siehe  „Hilfe für die Putschisten“, jW, 17./18. Dezember 2011. 
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den folgenden Tagen stießen die Faschisten etwa 40 km vor und eroberten über ein 
Dutzend Städte im Vorfeld der Hauptstadt. 

Das republikanische Oberkommando verstärkte die Verteidigung durch Einheiten des 
Regiments Lister sowie die Bataillone Jaroslaw Dombrowsky und Giuseppe Garibaldi 
der XII. und danach nochmals durch die Bataillone Ernst Thälmann, Edgar Andre und 
Commune de Paris der XI. Interbrigade und sicherte die linke und rechte Flanke 
durch Nachbarverbände. Ferner erhielten die Verteidiger mehrere Artillerie-Batterien 
und Panzer-Abteilungen (sowjetische T 26 und BT-5). Das Vordringen der Faschisten 
wurde zeitweilig mehrmals unterbrochen. Am dritten Tag der Schlacht traf das Gari-
baldi-Bataillon direkt auf das Corpo Volontarie der Mussolini-Faschisten. Die 
Garibaldiner forderten ihre Landsleute zum Überlaufen auf. 

Katjuscha-Bomber greifen ein 

Obwohl die Zahl der Verteidiger auf über 20.000 anwuchs, waren ihnen die Mussoli-
ni-Faschisten (60.000 Mann) und Franquisten (10.000) sowie an Panzern und Ge-
schützen weiterhin überlegen. In pausenlosen Einsätzen wurden sie durch die „Legion 
Condor“ und italienische Jäger unterstützt. 

Nach etwa einer Woche schwerer Kämpfe begann sich das Blatt zu wenden. Der 
republikanische Generalstab setzte fast 100 Jagdflugzeuge der sowjetischen Typen I-
15 und I-16 sowie zwei Staffeln Katjuscha-Bomber ein, die vom Flughafen in Albace-
te starteten. Volksarmee und Interbrigaden fügten den Faschisten eine schwere Nie-
derlage zu und warfen sie bis zum 23. März hinter ihre Ausgangsstellungen zurück. 
Von den 60.000 Soldaten des Mussolini-Korps war ein Drittel gefallen. Die Verteidi-
ger erbeuteten große Mengen an Kriegsmaterial, darunter zahlreiche Artilleriege-
schütze, gepanzerte Fahrzeuge und Maschinengewehre. 

In der Schlacht bei Guadalajara kamen zum ersten Mal die Waffenlieferungen der 
UdSSR und der Einsatz ihrer Militärs zur Wirkung, darunter vor allem die eingesetz-
ten Jagdflugzeuge, Panzer und Geschütze, unter deren Piloten, Fahrern und Kanonie-
ren sich auch sowjetische Spezialisten befanden. Nach offiziellen Angaben aus Mos-
kau waren von den 2064 Militärs, die nach Spanien kamen, 772 Flieger und 351 Pan-
zerfahrer.  

Wie Hemingway es sah 

Der Sieg bei Guadalajara war nicht nur ein militärischer Erfolg der Republik und der 
Volksfrontregierung, sondern mehr noch ein politischer und moralischer. Die Träume 
Francos und seiner Verbündeten aus Berlin und Rom, mit der Einnahme der Haupt-
stadt einen raschen Sieg zu erringen, waren gescheitert. Vor allem für das Interventi-
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onskorps Mussolinis war es auch eine große moralische Niederlage, die dem antifa-
schistischen Kampf in Italien Auftrieb gab. 

In Spanien wie bei den Freiheitskämpfern in aller Welt ist der Widerstand gegen den 
Faschismus für die Verteidigung der Republik bis heute unvergessen.10

Aus: „Ballade der XI. Brigade“ 

  Stellvertre-
tend soll hier Ernest Hemingway, der aus Spanien über die Verteidigung der Republik 
berichtete, wiedergegeben werden. In seiner Kurzgeschichte „Nobody ever dies“  (der 
ursprüngliche Titel war länger und lautete: „Niemand stirbt wirklich – weil Größe und 
Treue und Wahrheit eines jeden Lebens weiterleben“) ließ er den Kubanischen Inter-
brigadisten Enrique im Gespräch mit der Gelieben Maria im Angesicht des Todes 
sagen: „Aber am Ende war es keine Niederlage“, … „Wir haben die Besten verloren, 
doch, es war die Sache Wert“. 

von Ernst Busch 
In Spanien stands um unsre Sache schlecht, 

Zurück gings Schritt um Schritt, 
Und die Faschisten brüllten schon: 

Gefallen ist die Stadt Madrid! 
Da kamen sie aus aller Welt 

Mit einem roten Stern am Hut. 
In Manzanares kühlten sie 

Dem Franco das zu heiße Blut. 
Refrain: Das waren Tage der Brigade Elf 

Und ihrer Freiheitsfahne. 
Brigada Internacional! 
Ist unser Ehrenname. 

Bei Guadalajara im Monat März, 
In Kält und Regensturm, 

Da bebte manches tapfre Herz 
Und in Torija selbst der Turm. 

Da stand der Garibaldi auf, 
André, Dombrowsky ihm zur Seit! 
Die brachten bald zum Dauerlauf 

Die Mussolini-Herrlichkeit. 
Refrain 

 
Gerhard Feldbauer 

                                              
10 Spanien – 75 Jahre danach. JW, 19./20. November 2011. 
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China 

Reinhold Schramm: Chinas verbliebene Staatsbetriebe - 
auf der Resterampe für Schnäppchenjäger  
»Die chinesische Zentralregierung sollte mehr Privatinvestitionen in Staatsbetriebe 
zulassen, um die Liberalisierung der Märkte weiter voranzutreiben und so die Wirt-
schaft zu fördern.« (China Internet Information Center)  

»Ministerpräsident Wen Jiabao versprach weitere Maßnahmen, um mehr Privatinves-
titionen in Chinas Monopolbetriebe zu locken und so die Probleme der chinesischen 
Wirtschaftsstruktur zu bekämpfen.« Die chinesische Regierung sollte besonders klei-
ne und mittelständische Unternehmen weiter stützen und die Reform der (staatlichen) 
Monopolindustrien vorantreiben. Laut Wen sollte sich die Regierung auch um den 
Lebensstandard und die ungleiche Einkommensverteilung und die Bekämpfung der 
Korruption kümmern. Die Inflation sollte bekämpft und die Wohnungspreise gesenkt 
werden. Bei einer Anhörung vor Vertretern verschiedener Gesellschaftsschichten [- 
analog Klassen] sagte Ministerpräsident Wen Jiabao, dass mehr privates Kapital in 
die Finanz-, Energie-, Transport- und Sozialsektoren fließen soll. „Dieses kann nicht 
nur die wirtschaftliche Entwicklung an sich beschleunigen, sondern auch die Entwick-
lung von deren Grundlagen“, erklärte der Ministerpräsident. »Zhou Tienong, Vize-
vorsitzender des Volkskongresses, erklärte, dass die Reform der [staatlichen] Mono-
polindustrien stark zurückgeblieben sei und zu unfairem Wettbewerb führe. - Die 
Gründung privater Finanzinstitutionen wäre ein wichtiger Schritt zur Lösung der 
Finanzierungsprobleme der KMUs und zur Förderung einer gesunden Entwicklung 
der Privatwirtschaft«, erklärte der Vorsitzende privater Unternehmen. - Ministerpräsi-
dent Wen Jiabao »sagte, dass die Regierung die wirtschaftliche Situation im Januar 
und im ersten Quartal dieses Jahres nicht aus den Augen lassen werde. “Wir werden 
schnellstmöglich reagieren müssen, wenn etwas geschieht, und sofort Maßnahmen 
ergreifen“, verkündete Wen und fügte hinzu, dass die Anpassung der Wirtschaftspoli-
tik bereits im ersten Quartal [2012] beginnen soll.«{...} (Vgl.) [1]   

»Eines scheint sicher: China wird die Öffnung seiner Märkte auch in Zukunft weiter 
vorantreiben, ganzgleich mit welchen Herausforderungen sich das Land konfrontiert 
sieht. Nur durch eine weitere Öffnung sei eine nachhaltige Entwicklung für China 
realisierbar, erklärte E. Defeng, stellvertretender Direktor der Abteilung für WTO-
Angelegenheiten des Handelsministeriums, bei einer Pressekonferenz am 21. Novem-
ber [2011]. Das Handelsministerium werde die nötigen Richtlinien ausarbeiten, um 
die weitere Öffnung des Landes voranzutreiben.« (Vgl.) [2] Quelle: [1] China Daily - 
CIIC am 15.02.2012 
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[2] Beijing Rundschau am 15.12.2011: »Zehn Jahre in der WTO: Mit großen Schrit-
ten Richtung Öffnung«  
von Lan Xinzhen http://german.beijingreview.com.cn/german2010/zhuanti/txt/2011-
12/15/content_417112.htm 16.02.2012 

Reinhold Schramm (Bereitstellung): Multinationale Kon-
zerne und ausländische Direktinvestitionen in China  
Viele ausländische Unternehmen „integrieren sich mehr und mehr 
in Chinas Wirtschaft.“ 
(Auszüge aus: „Markteintrittsbarrieren sowie Schwierigkeiten mit Distributionskanä-
len am Chinesischen Markt“ (Titel der Diplomarbeit). Verfasserin: Katharina 
Juschitz. Sozial- und Wirtschaftswissenschaften, Internationale Betriebswirtschaft. 
Universität Wien.)  

Zwischen 1949, also dem Beginn Chinas als Volksrepublik China, und 1978 »wurden 
keine ausländischen Direktinvestitionen zugelassen. Somit startete das Land Ende der 
1970er einen Neuanfang auf diesem Gebiet. Eine allgemein gültige Definition für das 
Wesen der Direktinvestition gibt es nicht, folgt man jedoch der OECD, so besteht 
doch Einigkeit über ihre grundlegenden Merkmale: Die Langfristigkeit der Zusam-
menarbeit sowie das Bestreben, einen „wesentlichen Einfluss auf die Geschäftstätig-
keit des ausländischen Unternehmen auszuüben“.  

Die im Zuge ausländischer Direktinvestitionen herbeigeführten Unternehmen sind so 
genannte FIEs (Foreign Invested Enterprises). FIEs können unterschiedliche Rechts-
formen annehmen, wobei die Form einer GmbH dominiert. Partnerschaften spielen 
lediglich eine geringe Rolle, während die Anzahl der AGs in diesem Bereich inner-
halb der letzten Jahre angestiegen ist.  

Die verschiedenen Investitionsinstrumente bzw. Organisationsformen, die einem 
Unternehmen in China zur Verfügung stehen, sind:  

• Equity Joint Venture (EJV)  

• Cooperative oder Contractual Joint Venture (CJV)  

• Wholly Foreign Owned Enterprise (WFOE)  

• Repräsentanzen  

• Zweigniederlassungen  

• Foreign Investment Company Limited by Shares (FICLS)  
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• Holding Gesellschaften.  

Für den Chinesischen Partner bedeutet der Eintritt in ein JV einen Technologietrans-
fer sowie die Einführung in neue Managementmethoden und selbstverständlich das 
ausländische Kapital.  

Für die Gründung eines FIE in China bedarf es immer der Genehmigung der Behör-
den. Je nach der Größe der Projekte sind unterschiedliche Behörden dafür zuständig, 
wobei bei größeren Projekten meist das MOFTEC, bei kleineren Projekten ein Äqui-
valenz auf Stadt- oder Provinzebene – zumeist das COFTEC – ausschlaggebend ist. 
Genauer gesagt ist bei Projekten mit Gesamtinvestitionen über USD 30 Millionen das 
MOFTEC zu konsultieren.   

• Equity Joint Venture  
EJVs sind die am weitesten verbreitete Art und Weise in den Chinesischen Markt 
einzutreten. Sie sind Gemeinschaftsunternehmen mit mindestens zwei Unternehmen 
(in diesem Fall muss eines davon chinesischen Ursprungs sein) aus unterschiedlichen 
Ländern. Sie stellen in China eine juristische Person dar und sind nach chinesischem 
Recht eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung. Die Risiko- und Gewinnanteile an 
einem EJV entsprechen dem Verhältnis des jeweils investierten Betrags.« {...} Der 
Chinesische Partner muss keinen gesetzlich festgelegten Mindestanteil an dem Ge-
meinschaftsunternehmen besitzen – der ausländische Partner muss mindestens 25 % 
des EJV innehaben. »Das Kapital des Unternehmens darf nicht in Form von Arbeit 
eingebracht werden, sondern als Geld- und Sacheinlagen, die es nachher zu bewerten 
gilt.  

Weiter ist es vonnöten, dass der Chinesische Partner eine juristische Person ist und 
eine Außenhandelsbefugnis hat. Heutzutage wagen allerdings nicht nur große Staats-
unternehmen den Sprung in ein JV, inzwischen ermutigt der Staat auch mittlere und 
kleine Unternehmen, JVs mit ausländischen Firmen einzugehen.  

• Cooperative oder Contractual Joint Venture  
Das CJV ist grundsätzlich dem EJV sehr ähnlich. Es bestehen zwei Hauptun-
terschiede. Zunächst haben die JV–Partner in diesem Fall die Option, ihr CJV 
verschiedene Gesellschaftsformen annehmen zu lassen – als Personengesell-
schaft („echtes CJV“) und als Gesellschaft mit juristischer Persönlichkeit 
(„CJV“). Während bei einem echten CJV die Gesellschafter unmittelbar und 
persönlich haften, ist bei einem CJV mit eigenständiger juristischer Persön-
lichkeit die Haftung der Partner auf die Höhe der Kapitaleinlagen begrenzt. 
Meist wird aufgrund des erhöhten Risikos die Form einer GmbH gewählt.  
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Ein weiterer Unterschied zu einem EJV besteht darin, dass bei einem CJV, die 
Risiko- und Gewinnanteile nicht notwendigerweise dem Verhältnis des je-
weils investierten Betrags entsprechen müssen. Es können hier abweichende 
Vereinbarungen hinsichtlich sowohl der Gewinnanteile, der Stimmrechte als 
auch der Risikoverteilung vertraglich getroffen werden.  Dadurch werden die 
Bewertungsansätze der einzubringenden Einlagen flexibilisiert bzw. es ist 
schlichtweg nicht erforderlich, die eingebrachten Sacheinlagen zu bewerten.   

Weiter sind bei einem CJV nicht lediglich Geld- und Sacheinlagen einzubrin-
gen, auch die Einbringung in Form von Arbeit und Dienstleistungen ist mög-
lich.  

Diese Gestaltungsspielräume machen das CJV zu einem wesentlich flexible-
ren Instrument als das EJV. Es wird dadurch häufig für kurzfristige Projekte 
genutzt. Weiter wird es als attraktive Anlagemöglichkeit für Ausländer ange-
sehen. In diesem Fall bringen ausländische Investoren Kapital in das JV ein 
und ziehen es nach dem Ablauf des im Vertrag festgelegten Zeitraumes – mit 
Gewinn – wieder ab. Danach wird der Chinesische Partner Besitzer des Un-
ternehmens.  

• Wholly Foreign Owned Enterprise  
WFOEs sind Unternehmen im vollständigen ausländischen Besitz, rechtlich etwa eine 
100%ige Auslandstochter. Sie werden von ausländischen Unternehmen in China 
gegründet und haben meist die Form einer GmbH, stellen demnach eine juristische 
Person dar. Es handelt sich bei der WFOE um eine relativ neue Form von FIEs, die in 
den letzten Jahren stark an Popularität gewonnen hat, da die Anforderungen gesenkt 
sowie die möglichen Tätigkeitsfelder im Zuge des WTO–Beitritts gelockert bzw. 
erweitert wurden.   

Die Vorteile einer WFOE liegen beispielsweise in dem kürzeren und unkomplizierten 
Gründungsverfahren, da keine Verhandlungen mit Chinesischen Partnern vorgenom-
men werden müssen. Weiter stellt die WFOE einen Schutz für die Technik dar, da das 
eigene Fachwissen nicht an einen Chinesischen Partner weitergegeben werden muss. 
Letztendlich erhöht sich die Kontrolle über das Unternehmen.  

Es ist nicht verwunderlich, dass die chinesische Regierung dieser Investitionsform 
kritisch gegenübersteht, schließlich gibt es nun keinen chinesischen Partner, der vom 
Know-how der ausländischen Firma profitieren könnte. Es entfällt somit ein wesentli-
ches Motiv der chinesischen Wirtschaftspolitik ausländische Direktinvestitionen zu 
fördern. Demnach sind die Anforderungen zur Gründung einer WFOE höher als bei 
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anderen Investitionsformen. So muss die neu gegründete Firma positiv zur Entwick-
lung der chinesischen Wirtschaft beitragen. Weiter wird das Technikniveau stärker 
betont. Demnach müssen „fortgeschrittene Technik und Ausrüstungen benutzt oder 
die Produktion muss ganz oder zum großen Teil exportiert werden“. Zusätzlich be-
stimmt der Staatsrat Geschäftszweige, die für WFOE „untersagt“ (z.B.: Medien, Post 
und Telekommunikation) bzw. „begrenzt“ (z.B.: die öffentliche Versorgung, Trans-
portwesen, Immobilienhandel) sind.   

Das Gründungsverfahren einer WFOE ist jenem der JV sehr ähnlich, jedoch zügiger. 
Die Gründung einer WFOE benötigt etwa sechs bis neun Monate, während die eines 
JV ca. 18 – 24 Monate in Anspruch nimmt.   

• Repräsentanzen  
Repräsentanzen sind eine beliebte Organisationsform, um sich mit einem Markt ver-
traut zu machen. Sie stellen in China keine eigenständige juristische Person dar. Auf-
grund dessen darf eine Repräsentanz keine direkten gewerblichen Tätigkeiten durch-
führen, d.h. unter anderem keine Verträge mit Gewinnabsicht abschließen. Jedoch ist 
das erlaubte Tätigkeitsfeld nicht genau formuliert, wodurch sich Repräsentanzen nicht 
selten am Rande der Legalität befinden. Generell ist ihr Tätigkeitsfeld sehr begrenzt 
und reicht meist nur bis zur Geschäftsanbahnung, wie z. B. die Verbreitung des Han-
delsnamens des Unternehmens, und zur Marktbeobachtung. Im Falle, dass ihr Mutter-
unternehmen schon ein Unternehmen in China gegründet hat, dient eine Repräsentanz 
oft als zentrale Kontroll- und Verbindungsstelle.  

• Zweigniederlassungen  
Zweigniederlassungen sind derzeit nur im Banken- und Versicherungssektor erlaubt. 
Es handelt sich hier um Zweigniederlassungen von Gesellschaften, die nach ausländi-
schem Recht außerhalb Chinas registriert sind. Zweigniederlassungen sind keine 
eigenständige juristische Person, demnach führen sie all ihre Geschäfte im Namen der 
ausländischen Muttergesellschaft aus, welche dann auch dafür haftet. 

• Holding Gesellschaften  
Die Holding Gesellschaft soll die von einem ausländischen Unternehmen in Form von 
Tochtergesellschaften und Beteiligungen an Gemeinschaftsunternehmen gegründeten 
Unternehmen verwalten. Demnach stellt sie eine einheitliche Unternehmensführung 
für mehrere Einzelunternehmen (die wohlgemerkt schon am chinesischen Markt be-
stehen) dar.  
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• Foreign Investment Company Limited by Shares  
FICLS’ sind Aktiengesellschaften mit ausländischen Investoren, welche sich somit als 
Gründer an der Errichtung einer solchen Gesellschaft beteiligen. Der Anteil an der 
Gesellschaft, der von ausländischen Investoren gehalten wird muss allerdings mindes-
tens 25% der Gesamtanteile darstellen.  

• Joint Stock Companys 
Bei Joint Stock Companies (JSC) wird Eigenkapital über die Emission von Aktien 
beschafft. Das Haftungskapital ist somit auf die emittierte Aktie begrenzt. Die Mehr-
heit der Gründer muss ihren Wohnsitz in China haben. Das Grundkapital einer JSC 
muss 30 Millionen RMB überschreiten. Die Aktien werden an den Börsen in Shang-
hai und Shenzen gehandelt.  

JSCs eignen sich gut zur Durchführung von Großprojekten und werden vermutlich in 
den nächsten Jahren an Beliebtheit zunehmen.  

• Gesetzesbestimmungen und Beliebtheit der Organisations-
formen  
Für das EJV gilt das „Gesetz über gemeinschaftlich betriebene Unternehmen chine-
sisch–ausländischer Kapitalbeteiligung“ von 1979/2001, für CJV ist das „Gesetz über 
chinesisch–ausländische kooperativ betriebene Unternehmen“ von 1988/2001, für 
WFOE ist das „Gesetz über ausschließlich ausländisch kapitalisierte Unternehmen“ 
von 1986/2001 maßgeblich. Zweigniederlassungen sind in einem Erlass 1993 gere-
gelt. FICLS’ sind seit 1995 eine mögliche Investitionsform in China. Repräsentanzen 
wurden 1980, Holding Gesellschaften 1995 im chinesischen Gesetz verankert.  

Betreffend der jeweiligen Beliebtheit der unterschiedlichen Formen ist zu sagen, dass 
die WFOE mit knapp 50% aller Direktinvestitionen an der Spitze liegt, gefolgt von 
EJV mit 35% der Direktinvestitionen und dem CJV mit 16%.  

Quelle: „Markteintrittsbarrieren sowie Schwierigkeiten mit Distributionskanälen am 
Chinesischen Markt“ (Titel der Diplomarbeit). Verfasserin: Katharina Juschitz. Sozi-
al- und Wirtschaftswissenschaften, Internationale Betriebswirtschaft. Universität 
Wien. Vgl.:  

http://othes.univie.ac.at/440/1/03-18-2008_0202446.pdf  
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(Auszüge aus: www.chinatoday.com: »China für ausländische Unternehmen weiter 
attraktiv« Von Liu Qiong.) 

»Bei einer Untersuchung des Verbandes für Ausländische Unternehmen in China 
gaben etwa 69 Prozent der befragten ausländischen Firmen an, man habe 2010 die 
veranschlagte Investitionssumme für die nächsten drei Jahre angepasst. 95 Prozent der 
Firmen erklärten, ihre Investitionen erhöhen zu wollen. Nur etwa 30 Prozent der Un-
ternehmen planten, ihre Investitionen zu reduzieren.«  

»Vor dem Hintergrund der mittlerweile schon einige Jahre anhaltenden Flaute auf 
dem europäischen und amerikanischen Markt ist die Strategie der Unternehmen 
durchaus nachvollziehbar. Aufstrebende Entwicklungsländer wie China stellen wich-
tige Entwicklungsmotoren für das Leistungswachstum multinationaler Unternehmen 
dar. Viele multinationale Konzerne beginnen deshalb, ihre Entwicklungsstrategien in 
China zu ändern und sich immer mehr an die Marktgegebenheiten anzupassen. Sie 
beschleunigen ihr Tempo bei der Eröffnung von Filialen, insbesondere in kleinen und 
mittelgroßen Städten.  

Der amerikanische Einzelhandelsriese Wal-Mart etwa hat die Zahl seiner China-
Filialen von rund 70 Ende 2006 auf insgesamt 353 im Oktober 2011 erhöht. Für die 
kommenden fünf Jahre plant der Konzern, sein Vertriebsnetz in den Kreisen weiter 
auszubauen. Außerdem hat das Unternehmen die chinesische Supermarktkette Trust-
Mart übernommen.  

Die US-Kaffeehauskette Starbucks plant, die Zahl ihrer Kaffeehäuser in China bis 
2015 von derzeit 800 auf 1500 zu steigern. Die japanische Ladenkette UNIQLO 
möchte in den nächsten drei bis fünf Jahren jährlich rund 100 neue Filialen in China 
eröffnen. Und auch die französische Supermarktkette Carrefour will nicht das Nach-
sehen haben. Allein im November 2011 wurden sieben weitere Supermärkte in 
Chengdu, Nanchang und Kunming eröffnet. Damit stieg die Zahl der China-Filialen 
des französischen Konzerns auf 195.  

Neben dem Ausbau der Vertriebsnetze sowie zahlreicher Werksgründungen beginnen 
multinationale Unternehmen nun zunehmend auch, ihre regionalen Zentralen in China 
zu errichten. Die Finanzierungs-, Verrechnungs-, Forschungs- und Entwicklungs- 
sowie PR-Zentren der Unternehmen werden zunehmend in China angesiedelt.  

In Beijing waren im Mai 2011 insgesamt 82 regionale Zentralen multinationaler Un-
ternehmen ansässig, außerdem hatten 183 ausländische Investitionsgesellschaften und 
353 ausländische Forschungs- und Entwicklungszentren ihren Sitz in der chinesischen 
Hauptstadt. In Shanghai beliefen sich die Zahlen auf jeweils 347, 237 und 332. Auch 
in Guangzhou, Shenzhen und Tianjin haben viele multinationale Konzerne regionale 
Zentralen eingerichtet.  
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Zehn Jahre nach Chinas WTO-Beitritt habe sich viel getan, sagt Li Yuanxu. „Mit 
Chinas zunehmender Öffnung hat sich die Entwicklung ausländischer Unternehmen 
in China zusehends beschleunigt. Sie integrieren sich mehr und mehr in Chinas Wirt-
schaft.“«  

Quelle: »China für ausländische Unternehmen weiter attraktiv« Von Liu Qiong.  

http://www.chinatoday.com.cn/ctgerman/wirtschaft/txt/2011-
12/26/content_416457.htm  

Reinhold Schramm: Chinas Milliardäre  
Robin Li hat in Beijing und an der University at Buffalo (USA) studiert. Mit einem 
Privat-Vermögen von 9,4 Milliarden Dollar ist er der (offiziell) reichste Chinese sei-
ner Volksrepublik. Der “Self-Made-Unternehmer“ Robin Li ist Gründer des Online-
Portals “Baidu“. Auf der offiziellen Liste des Magazins „Forbes“ aus dem Jahr 2011 
ist der die Nummer 95 unter den internationalen Milliardären.   

Das ZK-Mitglied Liang Wengen ist laut “Forbes“-Liste rund acht Milliarden Dollar 
schwer. [Die „Faz“ am 26.09.2011: »Das Vermögen des Fünfundfünfzigjährigen soll 
11 Milliarden Dollar betragen.«] *  Liang Wengen ist der Chef der “Sany Group“. 
Vor Gründung seines Konzerns hatte Liang Wengen in einer staatlichen Maschinen-
fabrik gearbeitet. Sein Privat-Unternehmen gründete er 1989. Die geplünderten Werk-
tätigen der Wert- und Mehrwertschöpfung im “Sany“-Konzern stellen Baumaschinen 
her. Wengen, Mitglied der KPC, belegt Rang 114 auf der Liste der größten Plünderer 
im 21. Jahrhundert. **   

Mit 5,9 Milliarden Dollar ist Zong Qinghou der drittreichte Chinese in seiner Volks-
republik. Zong Qinghou belegt in der “Forbes“-Rangliste den Rang 169. Sein Privat-
Unternehmen, die “Hangzhou Wahaha Group“, ist der größte Getränke-Hersteller in 
der Volksrepublik des chinesischen “Mittelstands“, - der Spekulanten und Aktionäre, 
der Millionäre, Multimillionäre und Milliardäre - und deren antikommunistischen 
liberal-sozialdemokratischen Konvergenzpartei KPC.  

Li Li profitiert von der Zunahme der Zivilisationskrankheiten in der neuen chinesi-
schen “Mittelschicht“. Seine Firma “Shenzhen Hepalink Pharmaceutical“ produziert 
den Wirkstoff Heparin, der zur Behandlung von Gefäßkrankheiten eingesetzt wird. Li 
Li’s Unternehmen ist damit unter anderem Zulieferer für “Sanofi-Aventis“. Li Li 
bringt es auf ein Privatvermögen von 5,7 Milliarden Dollar. Er ist die Nummer vier 
unter den Milliardären in seiner Volksrepublik China und auf der (offiziellen) “For-
bes“-Liste der internationalen MilliardärInnen und AusbeuterInnen die Nummer 179.  
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Die Nummer fünf unter Chinas Milliardären verdankt ihren Reichtum der Konsum-
freude der neuen “Mittelklasse“ und der kontrollierten Ausbeutung der werktätigen 
Frauen und Männer in den Fabrikhallen. Die “Midea Group“ hat sich auf weiße Ware 
spezialisiert und liefert von Kühlschränken über Waschmaschinen und Klimaanlagen 
alles, was zu einer neuen Wohnung gehört. Mit 5,5 Milliarden Dollar Privat- und 
Ausbeutungsvermögen schaffte es der Unternehmer auf Platz 185 der Milliardärsliste 
von “Forbes“.  

Die reichste Frau in China hat früher als Journalistin gearbeitet. Frau Wu ging 
schließlich in den Immobiliensektor. Der Bauträger “Longfor Properties“ hat vom 
ungehemmten Bauboom und den Arbeitstoten auf den Baustellen in den Städten Chi-
nas profitiert. Mit 5,5 Milliarden Dollar hat Frau Wu es auf Rang 185 der “Forbes“-
Liste geschafft.  

Hui Ka Yan ist im Immobiliengeschäft aktiv. Sein Bauträger “Evergrande Real Esta-
te“ beschäftigt 18.000 Mitarbeiter in 60 chinesischen Städten. Sein Privatvermögen 
beträgt 5,1 Milliarden Dollar. Hu Ka Yan rangiert auf Platz 200 der “Forbes“-Liste 
der Milliardäre.  

Die Nummer acht unter den reichsten Plünderern und Milliardären Chinas bringt es 
auf fünf Milliarden Doller Privatvermögen und Platz 208 der globalen Milliardärs- 
“Forbes“-Liste. Der Gründer und Chef von “Suning Appliances of Nanjing“ hat auf 
den Konsumrausch der chinesischen “Mittelschicht“ und Neureichen gesetzt. Sein 
Privat-Unternehmen produziert Haushaltsgeräte und Elektronikprodukte wie Laptops, 
Ventilatoren oder Wasserkessel. 

Ma Huateng belegt als “Internet-Milliardär“ mit ebenfalls rund fünf Milliarden Dollar 
Platz neun in China und Rang 208 auf der globalen “Forbes“-Liste der Milliardäre. 
Ma Huateng ist der Mitbegründer von “Tencent“, dem größten chinesischen Internet-
konzern.  

Ein Privatvermögen aus der Wert- und Mehrwertschöpfung der Werktätigen Chinas 
von 4,6 Milliarden Dollar hat Wang Jianlin angehäuft. Die “Dalian Wanda Group“ 
gehört zu den größten Besitzern von Geschäftsimmobilien, Hotels und Kinos in Chi-
na. Wang Jianlin rangiert auf Platz 232 der “Forbes“-Liste. Mit Spenden aus dem 
Ausbeutungs- bzw. Privatvermögen von fast 200 Millionen Dollar “für wohltätige 
Zwecke“ schaffte es der Unternehmer Wang auf Rang eins der Liste der ‘Menschen-
freunde’ bzw. “Philantropen-Liste“ von “Forbes“.  

Quelle: dpa, t-online.de, 08.03.2012: »Aldi-Gründer wieder unter den zehn Reichsten 
der Welt« - »Mexikaner bleibt reichster Mann der Welt« - »Reiche Chinesen: milliar-
däre aus dem Reich der Mitte« http://wirtschaft.t-online.de/aldi-gruender-wieder-
unter-den-zehn-reichsten-der-welt/id_54625880/index  
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* Frankfurter Allgemeine - Faz.Net am 26.09.2011: Liang Wengen - »Reichster Chi-
nese soll ins Zentralkomitee einziehen« http://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/ {...}  

** China.org.cn, 7. September 2011: »Liang Wengen tops Hurun China Rich List 
2011« http://www.china.org.cn/business/2011-09/07/content_23372747.htm  

Zeng Wenhui/Beijing Rundschau/Reinhold Schramm:  
»Reich zu Reich gesellt sich gern - Chinas Einkommens-
kluft soll sich schließen« 
Ein “gesundes Gesellschaftskonzept“ sei in den USA verwirklicht 
Am 5. März 2012 hat Ministerpräsident Wen Jiabao angekündigt, dass die “Reform 
der Einkommensverteilung“ vertieft werden soll. Darüber haben die Mitglieder der 
»Politischen Konsultativkonferenz des Chinesischen Volkes« (PKKCV) “heftig“ 
diskutiert. “Einkommensverteilung ist ein Problem, das die Aufmerksamkeit des 
ganzen Volkes auf sich zieht“, sagte Sun Xiaoyu, Chef des Teams für die Untersu-
chung der Einkommensverteilung beim Komitee für Wirtschaft der PKKCV. Für ihn 
sei klar: „Die Reform des Einkommenssystems ist eine dringende Aufgabe.“ 

Liu Kegu, ehemaliger Präsident der »China Development Bank«, erklärte, dass der 
Anteil des Einkommens der Bevölkerung am Volkseinkommen Jahr um Jahr gesun-
ken sei. 1992 habe es bei 66 Prozent gelegen, aber 2008 hingegen nur noch bei 57 
Prozent. Der Anteil von Unternehmensvermögen sei sehr groß, sagte Liu Kegu. 
Gründe hierfür wären unter anderem: die hohen Gewinne der Monopolbranchen, 
übermäßige Gewinne der Energiewirtschaft und die Tatsache, dass ein zu geringer 
Anteil an den Profiten an die Regierung (bzw. Staatskasse) abgeführt werde. 

“Der Lohnunterschied zwischen den westlichen und östlichen Landesteilen ist viel zu 
groß“, sagt ein Internetnutzer der südwestlichen Provinz Sichuan. “Ich verdiene viel 
weniger als meine Kollegen im Osten.“ Er hat derzeit ein Einkommen von monatlich 
1.200 Yuan (mtl. ca. 143 Euro). Im Jahr 2011 betrug das durchschnittliche Pro-Kopf-
Jahres-Einkommen der Stadtbewohner in Sichuan 17.899 Yuan (ca. 2.131 Euro, mtl. 
ca. 178 Euro). Im Gegensatz dazu bewegte sich im Jahr 2011 das durchschnittliche 
Pro-Kopf-Jahres-Einkommen der Städter in der ostchinesischen Provinz Jiangsu um 
ca. 26.341 Yuan (ca. 3.136 Euro,mtl. ca. 261 Euro). “Aufgrund dieses großen Ein-
kommensunterschiedes wandern qualifizierte Arbeitskräfte in Regionen ab, in denen 
sie mehr Geld verdienen können. Für entlegene Gebiete ist es ziemlich schwer, hoch-
karätige Talente zu gewinnen oder zum Bleiben zu bewegen“, sagte Shang Xunwu, 
Mitglied der PKKCV und stellvertretender Direktor der Abteilung für Landwirtschaft 
und Tierzucht in der Provinzregierung von Gansu im Nordwesten Chinas.  
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Einkommensunterschiede zwischen Stadt und Land: 

Nach Angaben des staatlichen Statistikamtes bewegt sich im Jahr 2011 das durch-
schnittlich verfügbare Einkommen der Stadtbewohner gegenüber dem Nettoeinkom-
men der Landwirte im Verhältnis 3,13 : 1. Das durchschnittlich jährliche Nettoein-
kommen im Jahr 2011 von Chinas Landbewohnern betrug ca. 6.977 Yuan (ca. 831 
Euro, mtl. ca. 69 Euro). “Die öffentlichen Finanzen kommen nicht in ausreichendem 
Maße dem ländlichen Raum zugute. Wenn wir die öffentlichen Dienstleistungen 
berücksichtigen, die von den Bürgern in Anspruch genommen werden, ist das Ein-
kommen der Stadtbewohner sogar sechsmal größer als das der ländlichen Bevölke-
rung“, sagte Shang Xunwu, Mitglied der PKKCV. Die Mehrheit der chinesischen 
»Landwirte sind nur rund einen Monat im Jahr mit Feldarbeit beschäftigt.« “Wenn 
nun immer mehr Bauern in die Städte abwandern und sich dort dauerhaft niederlas-
sen, sollten die Bodennutzungsrechte dieses Personenkreise den auf dem Lande ver-
bliebenen Bauern übertragen werden, damit diese durch die Bestellung größerer Flä-
chen ihre Einkommen erhöhen können“, sagte Shang Xunwu.11

Chinas Bourgeoisie und Administration ist gegen eine Begrenzung der Profite und 
privaten Vermögen. Einige Mitglieder der PKKCV sind keineswegs einverstanden 
mit dem Beschluss der chinesischen Zentralregierung, die Gehälter und Vergütungen 
im Spitzenmanagement der noch verbliebenenstaatseigenen Betriebe und im Banken-
sektor zu begrenzen. [In nationalen und internationalen Privat-Betrieben, Konzernen 
und Banken ist es ohnehin nicht möglich.] “Im Vergleich mit ihren ausländischen 
Kollegen verdienen Chinas Top-Manager in staatlichen Unternehmen und Finanzin-
stituten wenig. Es ist nicht gerechtfertigt, hier eine strikte Begrenzung ihrer Gehälter 
und Bonuszahlungen anzusteuern“, meint Zhang Yichen, CEO der »CITIC Capital 
HoldingsLtd.«.  

  

Zhang Xiaoji teilt diese Position: “Wenn es keine finanziellen Anreize gibt, wie kön-
nen da chinesische Staatsunternehmen talentierte Manager anwerben? Wenn Top-
Manager [in den verbliebenen Staatsbetrieben] nicht gut bezahlt sind, werden sie auf 
jeden Fall zu ausländischen Unternehmen wechseln. Wir können uns nicht in Gleich-
macherei üben. Das raubt Chinas Wirtschaft nur Vitalität und jeglichen Auftrieb.“ 

Die Lösung für China sieht Zhang Xiaoji in einem “gesunden Gesellschaftskonzept“, 
das er in den Vereinigten Staaten (USA) verwirklicht sieht. Die US-Bürger, so Zhang 

                                              
11 Anmerkung: Nicht kleine landwirtschaftliche Parzellen, sondern »Landwirtschaftliche Pro-
duktionsgenossenschaften« (LPG) - auf sozio-ökologisch-ökonomischer Grundlage - wären ein 
Lösungsansatz; - auch für die langfristige Versorgungssicherheit mit gesunden und preiswerten 
Nahrungsmitteln für die werktätige Bevölkerungsmehrheit Chinas; R. S. 
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Xiaoji, hätten eine “gesunde Einstellung zum Leistungsprinzip“ und neigten nicht zu 
“Sozialneid“. Fazit des PKKCV-Mitglieds Zhang Xiaoji: Die “Einstellung zum Leis-
tungsprinzip“ (- analog denUSA -) und gegen “Sozialneid“ sind auch für China “der 
richtige Lösungsansatz für dieses Problem“, meint der Außenwirtschaftsexperte.  

Quelle: »Reich zu Reich gesellt sich gern - Chinas Einkommenskluft soll sich schlie-
ßen«von Zeng Wenhui, in: »Beijing Rundschau« am 23.03.2012. Vgl.: 
http://german.beijingreview.com.cn/german2010/Wirtschaft/2012-
03/23/content_441849.htm  
 

China Dayly/Reinhold Schramm: Chinas Ackerland liegt 
brach, während Bauern sich in Städten verdingen  
Da immer mehr junge Bauern in die Städte abwandern, gibt es in China z. Z. 
rund 76.000 Quadratkilometer brachliegendes Ackerland, das bewirtschaftet 
werden könnte, ergab eine Studie.  

“Ein Viertel bis ein Drittel des Landes in traditionellen landwirtschaftlichen 
Regionen liegen heute brach, sind durch verlassene Wohnhäuser und aufge-
gebene Ackerflächen blockiert“, sagte Liu Yansui, Autor der Studie und For-
scher beim Institut für Geographische Wissenschaften und Natürliche Res-
sourcen unter der Chinesischen Akademie der Wissenschaften.   

Jiang Daguang hat sein Ackerland verpachtet, seit er nach Shenyang, Haupt-
stadt der nordöstlichen Provinz Liaoning gezogen ist. “Neunzig Prozent der 
jungen und mittelalten Leute in meinem Dorf sind schon weggezogen, weil 
sie sich ein besseres Leben in der Stadt erhoffen. Und selbst wenn wir nur die 
Hälfte des Geldes verdienen wie in der Landwirtschaft, etwa als Kellner oder 
so, bevorzugen wir das Stadtleben“, sagte Jiang Daguang.  

China muss über mindestens 1,2 Millionen Quadratkilometer nutzbares 
Ackerland verfügen, um seine Bevölkerung zu ernähren. Im August 2011 
waren es bereits weniger als 1,217 Millionen Quadratkilometer.   

Li Maosong, Direktor des Landwirtschaftsinformationsamts der Chinesischen 
Akademie der Agrarwissenschaften, befürchtet, dass der Großteil der unge-
nutzten Ackerflächen für lukrative Bauprojekte der Lokalregierungen genutzt 
werden würde, statt für die Ernährung der Bevölkerung. -  
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“Mehr und mehr Bauern meiden jetzt ein Leben in der Landwirtschaft, weil 
sie mehr Geld in den Städten zu verdienen hoffen. Daher ist es unrealistisch, 
dass viel von dem Brachland für die landwirtschaftliche Produktion aktiviert 
wird“, sagte Li Maosong. Brachland in unmittelbarer Nähe von Städten werde 
erfahrungsgemäß als Bauland genutzt, wie für kommerziellen Wohnungsbau 
und Einkaufszentren. -  

“Die Lokalregierungen sollten den Dorfbewohnern ausreichend brachliegen-
des Ackerland lassen, um die äußeren Lebensbedingungen zu verbessern, zum 
Beispiel, um die Umwelt zu verschönern und Freizeitmöglichkeiten im Grü-
nen anzubieten“, fordert Li Maosong. (Vgl.) [1]  

Quellen: China Daily u. CIIC - german.china.org.cn - am 28.03.2012: Chinas 
Ackerland liegt brach, während Bauern sich in Städten verdingen. 
http://german.china.org.cn/china/2012-03/28/content_25008769.htm  
National Bureau of Statistics (NBS, Beijing) (Stand: 15.10.2011)  
 

INKOTA Netzwerk e.V.: Chinesische Investoren, die in 
anderen Staaten in Ackerland investieren:  
 

  Investor Zielländer Ausmaß Landnutzung 
 1 IKO Kamerun 10.000 ha 

(100 km²) 
Reisanbau 

 2 China (ZTE Interna-
tional 

DR Kongo 2,8 Millionen 
ha (28.000 
km²)  

Palmöl für Agrar-
kraftstoffproduktion 

 3 SUCOCOMA Madagaskar 10.000 ha 
(100 km²) 

Zuckerrohr 

 4 Südafrika und China Mali 55.000 ha 
(550 km²) 

Zuckerrohr 

 5 China Mosambik US$ 800 
Millionen 

Reis 
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 Investor Zielländer Ausmaß Landnutzung 
 6 Viscount Energy Nigeria US$ 80.000 Zuckerrohr, u.a. 

7 Int. Water and Elec-
tric Corp 

Tansania 101.000 ha 
(1.010 km²) 

Getreide 

 9 Heibei Company Uganda 40.500 ha 
(405 km²) 

Geflügel, Rinder, 
Reis, Weizen 

10 China Sambia 2 Millionen ha 
(20.000 km²)  

Jatropha 

11. Int. Water and Elec-
tric Corp. 

Simbabwe 101.000 ha 
(1010 km²) 

Getreide 

12. Chinese Farm Coop-
eration � Pheapimex 
Group 

Kambodscha 300.000 ha 
(3.000 km²)  

Entwicklung „über-
schüssiger“ Waldflä-
chen 

13.  China Kambodscha Unbekannt, 
Nutzungsrech-
te für 20-30 
Jahre 

Reis, Getreide, Tier-
futter (Export Korea)  

14. China Kambodscha 130.000 ha 
(13.000 km²) 

Reis 

15. Green Rich Co. Ltd. Kambodscha 60.200 ha; 
Nutzungsrech-
te für 70 Jahre 

Palmöl, u.a.m. 

16. China National Cor-
poration for Oversea 
Economic Coopera-
tion Loadstars De-
velopment Co., Ltd. 

unbekannt 8.000 ha (80 
km²) 

Getreide 

17. ZTE International in 
partnership with Dy-
nasty Company, a 
Lao-tian firm 

Laos 10.000 ha 
(100 km²) 

Maniok 

18. Unternehmen und 
Staat (China) 

Philippinen 1,24 Millio-
nen ha  

Unbekannt 
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 Investor Zielländer Ausmaß Landnutzung 
19. Name nicht bekannt Sierra Leone 5.000 ha (50 

km²) 
Zuckerrohr 

20. Name nicht bekannt Sierra Leone 2.000 ha (20 
km²) 

Mais 

21. Name nicht bekannt Sierra Leone 1.500 ha (15 
km²) 

Süßkartoffel und Kas-
sava 

22. Name nicht bekannt Sierra Leone 2.000 ha (20 
km²) 

Kassava 

23. China Australia 43.000 ha 
(430 km²) 

Unbekannt 

24. Suntime Kuba 5.000 ha (50 
km²) 

Reis 

25. Suntime Mexiko 1.050 ha (10,5 
km²) 

Reis 

26. Unternehmer aus 
China 

Kamerun 10.000 ha Reis 

27. China Kasachstan 7.000 ha; be-
wirtschaftet 
von 3000 chi-
nesischen 
Bauern 

Soja, Weizen, u.a.m. 

28. China Laos 5.000 ha (50 
km²); US$ 5 
Millionen 

Getreide, Fisch 

29. Unternehmen aus 
China 

Laos 600.000 ha 
(6.000 km²) 

Reis 

30. Agrarunternehmen Russland 42.000 ha 
(420 km²) 

Reis 

31. Unternehmen aus 
China 

Russland 4.046 ha 
(40,46 km²)  

Reis, Mais 

32. China Neuseeland 43.000 ha  Unbekannt 
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 Investor Zielländer Ausmaß Landnutzung 
33. China Myanmar Unbekannt Jatropha 

34. China Senegal 100.000 ha 
(1.000 km²) 

Erdnüsse 

35. Asia Worls Agricul-
tural Development 

Kambodscha 10.000 ha 
(100 km²); 
Nutzungsrech-
te für 70 Jahre 

Unbekannt 

36. Wuzhistan L.S. 
Gruppe 

Kambodscha 10.000 ha 
(100 km²); 
Nutzungsrech-
te für 70 Jahre 

Pinienplantagen  

37. China, Provinz Hei-
longjiang 

Russland 426.667 ha 
(4.266,67 
km²) gepach-
tet 

Getreide 

 
 
 
 

Quelle: China: INKOTA-netzwerk e.V. 

http://www.inkota.de/themen-kampagnen/welternaehrung-landwirtschaft/land-
grabbing/landgrabbing-flashkarte/ziel-und-investorenlaender/china/  
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Zur Geschichte der Arbeiterbewegung Italiens 

Gerhard Feldbauer: Im April 1867 entstand die erste Sek-
tion der IAA in Italien 
Die Entstehungsgeschichte der Sozialistischen Partei vermittelt 
noch heute lehrreiche Erfahrungen  
Im April dieses Jahres sind es 145 Jahre, dass der Prozess der politisch-ideologischen 
und organisatorischen Formierung der Arbeiterbewegung in Italien begann. Anlass, 
diesen Werdegang etwas zu analysieren, da er bis heute gültige Erfahrungen vermit-
telt. 

Zunächst ist ein Unterschied zur Entwicklung in Deutschland zu sehen, wo sich das 
Proletariat, als die bürgerliche Revolution 1848 ausbrach, bereits im Anfangsstadium 
seiner Formierung befand. Die bewusstesten Arbeiter nahmen aktiv an der Revolution 
teil, um die kleinbürgerlichen revolutionären Demokraten im Kampf für den Sturz der 
Feudalherrschaft und die Errichtung einer progressiven bürgerlichen Gesellschaft zu 
unterstützen, gleichzeitig aber auch, um ihre künftigen eigenen Interessen zu vertre-
ten. Das von Marx und Engels erarbeitete, am Vorabend der Revolution veröffentlich-
te „Manifest der Kommunistischen Partei“ übte darauf bereits einen politisch orientie-
renden Einfluss aus. 

Über einen solchen kommunistischen Flügel hatte die bürgerliche Revolution in Itali-
en nicht verfügt. Die italienische Arbeiterbewegung formierte sich erst seit Anfang 
der 60er Jahre des 19. Jahrhunderts in einem komplizierten Prozess der Auseinander-
setzung mit bürgerlichen ideologischen Einflüssen, darunter reformistischen. Erschei-
nungen. Das war für alle Länder im Entstehungsstadium des Kapitalismus in dieser 
Zeit charakteristisch, zeigte jedoch in Italien einige spezifische Züge. Im Anfangssta-
dium übten die beiden herausragenden Führer der nationalen Einigungsbewegung und 
der bürgerlichen Revolution von 1848/49 einen bedeutenden, aber unterschiedlichen 
Einfluss aus: Giuseppe Mazzini und Giuseppe Garibaldi sowie deren Anhänger, die in 
beträchtlicher Zahl zur Arbeiterbewegung stießen bzw. mit ihr sympathisierten. Ho-
hes Ansehen genoss Garibaldi, der Befehlshaber der Revolutionstruppen und Führer 
des linken Flügels der revolutionären nationalen Befreiungsbewegung, die 1861 den 
einheitlichen Nationalstaat hervorbrachte.   

Garibaldi begrüße Marx’ berühmte Inauguraladresse, die zur einigenden Plattform der 
bestehenden Strömungen in der internationalen Arbeiterbewegung wurde, als „Sonne 
der Zukunft“ und bekundete der Pariser Kommune öffentlich seine Sympathie. Das 
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Bekenntnis des radikalen kleinbürgerlich-demokratischen Revolutionärs ließ viele 
seiner Mitstreiter als auch Mazzinisten zu Anhängern des Sozialismus werden.  Maz-
zini dagegen brach mit den revolutionären Traditionen des Risorgimento und ging auf 
die Seite der Bourgeoisie über. Er lehnte die 1864 von Marx und Engels gegründete 
IAA ebenso wie die Pariser Kommune ab und trat stattdessen in der Arbeiterbewe-
gung für die Klassenzusammenarbeit mit der Bourgeoisie ein. Gegen den „gott- und 
vaterlandslosen“ Generalrat der IAA führte er einen unerbittlichen politischen Feld-
zug.12

Der Kampf um die Durchsetzung des Marxismus  

  

Großen Einfluss auf die frühe italienische Arbeiterbewegung übte der russische Revo-
lutionär und spätere Anarchist Michail Bakunin aus. Aufgrund seiner Teilnahme an 
Brennpunkten der bürgerlichen Revolutionen 1848/49 in Europa - er war unter ande-
rem militärischer Leiter des Dresdener Aufstandes im Mai 1849  - genoss er großes 
Ansehen. Nach der Revolution fiel er in die Hände des Zaren. Als ihm nach sechsjäh-
riger Haft in Petersburg und anschließender Verbannung nach Sibirien 1861 die 
Flucht gelang, begab er sich nach London, wo er Marx und Engels kennenlernte und 
zu ihnen freundschaftliche Beziehungen unterhielt. Als Bakunin sich entschied, nach 
Italien zu gehen, bat Marx ihn, dort die IAA zu vertreten. In Neapel, wo er sich von 
1864 bis 1867 meist aufhielt, begann Bakunin sich jedoch zum führenden Anarchisten 
zu entwickeln. Die süditalienische Hafenstadt bot dafür einen fruchtbarer Nährboden 
Hier existierten Geheimbünde und Freimaurerlogen, eine deklassierte Intelligenz, die 
zu Verschwörungen neigte, eine bäuerliche Masse, die zu den Verlierern der Revolu-
tion und des Befreiungskampfes zählte und im sozialen Elend dahinvegetierte, und 
schließlich ein „Lumpenproletariat“, verkörpert vor allem von den Lazzaroni  (Lum-
pen, Lumpenkerlen) von Neapel. Hier wurde der Held des Dresdner Aufstandes, der 
12 Jahre im Kerker des Zaren schmachtete, zum anerkannten und gefeierten revoluti-
onären Führer. Hier entstand dann auch am 3. April 1867 die erste Sektion der IAA. 
Im Ergebnis des Widerhalls der Pariser Kommune, die Bakunin leidenschaftlich ver-
teidigte, wuchs sie bis Anfang 1872 auf über 100 Organisationen mit zirka 10.000 
Mitgliedern an. Dass Bakunin 1870 den Lyoner Aufstand organisierte, erhöhte ein 
weiteres Mal sein Ansehen als Revolutionsführer.  

Bis 1870 erarbeitete er seine anarchistische Konzeption, die er in den Werken „Staat-
lichkeit und Anarchie“ und „Gott und der Staat“ zusammenfasste.13

                                              
12 Friedrich Engels: Das Auftreten Mazzinis gegen die Internationale. MEW,  Bd. 17, S. 390 ff. 

 Mit der Losung 
von der Zerstörung „jeglicher politischer Macht“ wandte er sich gegen die Errichtung 

13 Karin-Kramer-Verlag, Berlin 1995 und 1999. 
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der Diktatur des Proletariats. Als entscheidende revolutionäre Kräfte betrachtete Ba-
kunin die bäuerlichen Massen und das Lumpenproletariat. Diesen Standpunkt ver-
focht er in der Internationale und versuchte, deren Führung zu erringen. In seinem 
„Konspekt zu „Staatlichkeit und Anarchie“ legte Marx dar, dass es nicht schlechthin 
um die Führung der IAA ging, die mit Zehntausenden Mitgliedern in 13 europäischen 
Ländern sowie in den USA und in Australien eine starke proletarische Massenorgani-
sation darstellte, sondern darum, auf welcher politisch-theoretischen Basis die Inter-
nationale wirken werde: Auf der des wissenschaftlichen Sozialismus oder des Anar-
chismus.14

Trotzdem blieb der Bakunismus noch längere Zeit die politisch und organisatorisch 
vorherrschende Strömung in der italienischen Arbeiterbewegung. 1874 existierten 129 
Organisationen mit über 26.000 Mitgliedern. Sie bildeten eine der stärksten Vertre-
tungen der Internationale, in der die Anhänger Bakunins wie auch in Spanien, jedoch, 
wie Engels schrieb, „eine Zeit lang tatsächlich die Arbeiterbewegung beherrschten“,

 Zur Durchsetzung ihrer Linie schufen die Bakunisten innerhalb der IAA 
eine geheime Organisation, die „Allianz der sozialistischen Demokratie“. Nachdem 
sie sich weigerten, einem Beschlusses des Generalrates zu deren Auflösung nachzu-
kommen, schloss der Haager Kongress im September 1872 Bakunin und seine Partei-
gänger wegen statutenwidriger Fraktionstätigkeit aus der Internationale aus.  

15 
was die Verbreitung des Marxismus außerordentlich erschwerte. Denn an der Spitze 
der meisten Vereine stand, wie Engels bereits 1872 einschätzte, „ein Haufen von 
Deklassierten, der Abhub der Bourgeoisie“.16 Erst als 1874 und 1877 zwei 
Aufstandsversuche der Anarchisten scheiterten, begann der Einfluss der Bakunisten 
zurückzugehen. Weitgehend unbekannt blieb, dass Bakunin in seinen letzten Lebens-
jahren mehrfach Gedanken äußerte, die seinen früheren anarchistischen Gedanken 
über Aufstand und Revolution um jeden Preis zuwider liefen, und er selbst seine ab-
lehnende Haltung zu Marx´ Theorie der Partei und der Spontaneität in Frage stellte.17

 

   

 

                                              
14 Karl Marx: Konspekt von Bakunins Buch „Staatlichkeit und Anarchie“. MEW, Bd.  18, S. 
599-642. 
15 Friedrich Engels: Die europäischen Arbeiter im Jahre 1877.  MEW, Bd. 19, S. 122. 
16 Karl Marx, Friedrich Engels:  Ein Komplott gegen die IAA. Bericht über das Treiben Baku-
nins. MEW, Bd. 18, S. 382 f. 
17 Madeline Grawitz: Bakunin, Hamburg 1998; S. 477 ff.; s. a. Gerhard Feldbauer: Zum 125 
Todestag Bakunins.  jW, 30. Juni 2001. 
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Revolutionär und Anarchist 

Ungeachtet des negativen Wirkens hat Franz Mehring Bakunin nach dessen Tod am 
1. Juli 1876 als Revolutionär und Anarchisten gewürdigt, der für die Arbeiterklasse 
„so tapfer gekämpft und so schwer gelitten hat“ und geschrieben, „bei all seinen 
Fehlern und Schwächen wird ihm die Geschichte einen Ehrenplatz unter den Vor-
kämpfern des internationalen Proletariats sichern.“ 18

Das trifft insbesondere auf die Formierung der italienischen Arbeiterbewegung zu, in 
der auch nach der vorherrschenden Durchsetzung des Marxismus eine beträchtliche 
anarchistische Strömung bestehen blieb, aus der neben negativen politisch-
ideologischen Aspekten auch eine kämpferische Komponente resultierte, wie sie sich 
vor dem ersten Weltkrieg am Beispiel der anarcho-syndikalistischen Fraktion in der 
ISP zeigte. Anarchisten bezogen in nicht wenigen Fragen antiimperialistische und vor 
allem Antikriegs- sowie nach der Errichtung der faschistischen Diktatur antifaschisti-
sche Positionen.  

 

Engels großer Einfluss auf die Gründung der Sozialistischen Partei 

Auf die Auseinandersetzung mit dem Bakunismus wie mit dem Reformismus nahm 
Friedrich Engels, der seit 1871 die Funktion des Korrespondierenden Sekretärs des 
Generalrates für Italien wahrnahm, persönlich wirksamen Einfluss. Einbezogen wur-
den nunmehr auch die vorher vernachlässigten, industriell fortgeschrittenen Regionen 
des Nordens, die Lombardei und Piemont.  

Am 14./15. August 1892 schlossen sich auf dem Sozialistenkongress in Genua die 
norditalienische Föderation, die Sozialistische Liga Mailands, die Revolutionäre So-
zialistische Partei der Romagna und die Arbeiterpartei der Lombardei zur einheitli-
chen Partei der Italienischen Werktätigen zusammen. 1893 nahm die Partei dann den 
Namen Italienische Sozialistische Partei an. Die italienischen Sozialisten waren in 
Italien die ersten, die eine gesamtnationale Partei schufen. Eine bedeutende Rolle 
spielten bei ihrer Gründung  Filippo Turati und Atonio Labriola. 

Marx’s Kritik am Gothaer Programm ignoriert 

Das Parteiprogramm der ISP, das die Inbesitznahme der Produktionsmittel (Arbeits-
mittel) durch die Arbeiter als Voraussetzung ihrer Befreiung forderte, trug grundsätz-
lich marxistischen Charakter. Turati ignorierte jedoch die Kritik von Marx am Go-
thaer Programm der deutschen Sozialdemokratie, was dazu führte, dass der Weg zur 
politischen Machtergreifung ausgeklammert wurde. Auch die Bündnisfrage fehlte 
                                              
18 Franz Mehring: Karl Marx.Geschichte seines Lebens. Werke, Bd. 3, Berlin (DDR) 1960; S. 
508 
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völlig. Unter der „herrschenden Klasse“ wurde nur die Bourgeoisie verstanden; die 
Latifundisten mit keinem Wort erwähnt. Es fehlten ebenso spezifische Hinweise auf 
die unterdrückten Klassen und Schichten auf dem Lande.  

Engels hielt fest, dass die während der „nationalen Emanzipation“ zur Macht gekom-
mene Bourgeoisie ihren Sieg nicht vollendete und die „Reste der Feudalität“ nicht 
vernichtete. Er sprach vom „arbeitenden Volk“, zählte dazu ausdrücklich „Bauern, 
Handwerker, Land- und Industriearbeiter“ und betonte, sie stünden „unter schwerem 
Druck, einerseits infolge überalterter Missstände, Hinterlassenschaften nicht nur der 
Feudalzeit, sondern sogar noch der Antike (Mezzadria, die Latifundien des Südens, 
wo das Vieh den Menschen verdrängt), andererseits infolge des raffgierigsten Steuer-
systems, das jemals ein Bourgeoisiesystem erdacht hat.“19

Die Fragen blieben bis Anfang der 1920er Jahre ungelöst. Erst Antonio Gramsci gab 
in seiner Konzeption zur Lösung „der süditalienischen Frage“ darauf eine Antwort.

  

20

Die Auseinandersetzungen zwischen den revolutionären Linken und den Refor-
misten 

 

Die Schwächen des ISP-Programms führten dazu, dass sich in der Partei ein linker 
revolutionärer Flügel und ein reformistischer herausbildeten.  

Den Reformisten unter Turati gelang es auf dem Parteitag 1900 mehrheitlich die Par-
teiführung zu besetzen. Nachdem von 1904 bis 1908 die Anarcho-Syndikalisten die 
Mehrheit im Parteivorstand innehatten, gelangten danach wieder die Reformisten an 
die Spitze.  

Die anarcho-syndikalistische Strömung fühlte sich mit ihren Führern Enrico Ferri und 
Arturo Labriola21

                                              
19 Friedrich Engels: Die künftige italienische Revolution und die Sozialistische Partei. MEW, 
Bd. 22, S. 439 ff. 

 jedoch dem linken Flügel zugehörig. Nach Gramsci „bildete sie den 
instinktiven, elementaren, primitiven, aber gesunden Ausdruck des Widerstandes der 
Arbeiter gegen den Block mit der Bourgeoisie und für den Block mit den Bauern, in 
erster Linie mit den Bauern des Südens“.  Sie forderte den Generalstreik als politische 
Kampfform, verabsolutierte indessen seine Anwendung und verlangte, die Produkti-
onsmittel den Gewerkschaften zu übergeben. Obwohl zur Partei gehörend, lehnte sie 
sowohl deren Funktion als Führer des Proletariats als auch dessen politische Machter-

20 Antonio Gramsci: Die süditalienische Frage. Berlin (DDR) 1955. 
21 Nicht zu verwechseln mit dem bereits erwähnten Antonio Labriola, der die Verbreitung des 
Marxismus  unter der Arbeiterbewegung  förderte und so zur Bildung der ISP beitrug. 
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greifung ab. Der Ausschluss der Anarcho-Syndikalisten auf dem Parteitag 1908 in 
Florenz war unter den Linken umstritten. Eine Minderheit von ihnen kehrte später in 
die ISP zurück.  

Das Wachsen der ISP zu einer Massenpartei mit einem beträchtlichen hauptamtlichen 
Parteiapparat und der Einzug ins bürgerliche Parlament mit einer steigenden Zahl von 
Abgeordneten nebst Mitarbeiterstäben, die an ihren Posten mit Diäten und vielseitigen 
Vergünstigungen hingen, schufen einen günstigen Nährboden für die Ausbreitung des 
Reformismus.  

Turati vertrat nunmehr eine Konzeption der Zusammenarbeit mit der liberalen Bour-
geoisie und unterhielt dazu Kontakte zu Ministerpräsident Giovanni Giolitti, der 
durch Reformen und Zugeständnisse an die Arbeiterbewegung (Transformismus) 
nach britischem, deutschem und französischem Beispiel eine schmale Oberschicht der 
Arbeiterklasse zu korrumpieren und reformistisch zu festigen suchte, um die ISP in 
den Parlamentarismus und das kapitalistische Herrschaftssystem einzubinden. 

Ausschluss der Reformisten ermöglichte entschiedene Antikriegspositionen 

Der Parteitag 1912 in Reggio Emilia schloss diese extremistische Richtung der Re-
formisten aus der ISP aus, die daraufhin mit Leonida Bissolati und Ivanhoe Bonomi 
an der Spitze die Reformistische Sozialistische Partei (Partito Socialista Riformista) 
gründeten.  

Mit dem Ausschluss der offenen Reformisten stärkten die Linken in der ISP ihre 
Positionen, was es ihnen 1914 als einziger westeuropäischer Sektion der II. Internati-
onale ermöglichte, Antikriegspositionen zu beziehen, welche die Partei während des 
ganzen Krieges gegen die Versuche der Reformisten beibehielt.  

Nachhaltig spiegelten machtvolle antimilitaristische Arbeiteraktionen wenige Wochen 
vor Kriegsausbruch im Juni 1914 die Haltung der Linken wider. In ihrem Verlauf 
riefen die ISP und die CGdL zum Generalstreik auf, kam es in Rom, Turin, Mailand, 
Genua, Florenz und Ancona zu Barrikadenkämpfen, proklamierten die Aufständi-
schen in der Romagna und den Marken die Republik. Bei der Niederschlagung der 
Erhebung durch über 100.000 Soldaten gab es zahlreiche Tote und Verletzte.  

Im Mai 1915 ging von den „internationalistischen Sozialisten in Italien“ die von Le-
nin hoch gewürdigte Initiative zur Einberufung einer Konferenz aller Parteien, Arbei-
terorganisationen und Gruppen, „die an den alten Grundsätzen der Internationale 
festhielten“, aus.22

                                              
22 W. I. Lenin: Imperialismus und Sozialismus in Italien. Werke, Bd. 21, S. 361 ff. 

 Das Ergebnis waren die Tagungen in Zimmerwald (5. bis 8. Sep-
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tember 1915) und in Kienthal (24. bis 30. April 1916). Der Zusammenschluss der 
revolutionären Sozialisten war für Lenin „eine der wichtigsten Tatsachen und einer 
der größten Erfolge der Konferenz“23

Gerhard Feldbauer 

  

Ausführlichere und weitergehende Information in: Gerhard Feldbauer: Geschichte 
Italiens. Vom Risorgimento bis heute. Papyrossa Verlag, Köln 2008, bes. Gründung 
und Wachstum der Sozialistischen Partei, ab S. 64 ff. 

Resonanz 

Hansjörg Schupp: Revisionismus nicht bestimmend für 
die Niederlage? 
Lieber Genosse Flegel, nur ein paar Zeilen/Gedanken zum Sonderheft 3/2012!  

Herman Jacobs scheint mir den Revisionismus nicht als sehr bestimmend für die 
Niederlage – vorerst! – des Sozialismus und der `realsozialistischen´ Staaten (Europas 
und SU) gegenüber dem weltweit vorherrschenden Kapitalismus/Imperialismus zu 
sehen.  

Wenn also der Revisionismus (revidieren = überprüfen, nach Überprüfung ändern) 
zuvorderst des Marx-Engels-Gedankengebäudes samt Leninscher und Stalinscher u.a. 
Thesen nicht wesentlich Schuld trägt am sozialistisch-kommunistischen Niedergang, 
sozialdemokratisches und `linksbeliebiges´ Reformertum oder gar bösartig betriebene 
Restauration von Kapitalismus und Bourgeoisie durch z. T. gekaufte Figuren (a la 
Chruschtschow, Gorbatschow…) nur mäßig bedeutsam erscheinen, dürfte es grund-
sätzlich um so schlechter um die Realitätstauglichkeit des Marxismus-Leninismus 
selber bestellt sein. Dann läge die Hauptschwäche ja in ihm selbst, in seinen gesell-
schaftspolitischen und vor allem ökonomischen Momenten unzureichender Art.  

Oder sollte gar Marxismus-Leninismus/Kommunismus als Verwirklichung eines 
erstrebenswerten Zustandes menschlichen Lebens unverträglich sein mit der Anthro-

                                              
23 Ders.: Die revolutionären Marxisten auf der Internationalen Sozialistischen Konferenz. Ebd. , 
S. 396. 
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pologie, wo zwar existenzrelevanter Egoismus besteht, aber auch grundsätzlicher 
Drang nach mehr Haben denn nach Sein? 

Ich bin gespannt auf ausführliche Reaktionen auf Jacobs Thesen. 

Hansjör Schupp, Appetshofen 

 

Dieter Junge: Freude und Schrotthaufen 
Liebe Freunde, lieber Frank Flegel, 

ich hoffe, meine Gedanken zu einzelnen Beiträgen bringen Nutzen. 

Mit Freude habe ich in 02/12 Standpunkt und Information zur Verfassung der Sow-
jetunion von 1936 gelesen. Ich denke, so (!) kann – offensiv – mit Fakten und persön-
licher Position der Hetze gegen die Sowjetunion, Stalin und die KPdSU entgegenge-
treten werden! - Danke, dafür! 

Die Beiträge von Phil Ramcke und Benjamin L. bedürfen wohl einer kritischen Nach-
betrachtung durch sie selbst oder/und die Redaktion. 

1. Es war wohl das Bild Stalins, was einige „Linke“ beunruhigt. Aber das ist seit mehr 
als 20 Jahren nichts Neues! Ich frage mich nun, was die wirksamere Methode ist: das 
Abbild Stalins seinen Gegnern vor die Nase zu halten (was im Demonstrationszug 
noch nicht mal geht, da die davor laufenden sich nur selten umdrehen und die dahinter 
gehenden nur die Rückwand des Plakates sehen) und zu glauben, dass das einigen den 
„Stalinismus“ austreiben würde, - oder - z.B. die „Stalinsche“ Verfassung mit ent-
sprechendem Standpunkt an viele Demo-Teilnehmer zu verteilen. 

2. Benjamin L. zitiert hier (wohl nur in dieser Broschüre?!) die richtigen Wertungen 
Stalins und schlussfolgert für sich aus der Demo (!): ihm „scheint wirklich ein Groß-
teil des internationalen Kommunismus liquidiert.“. Meine Frage: Warum nicht Stalins 
und anderer Führer des Proletariats richtige und aufrüttelnde Erkenntnisse den ver-
schiedenen (!) Demo-Teilnehmern freundlich überreichen??? 

Statt dessen stehen hier Beschimpfungen und „Empfehlungen“, die wohl kaum zu 
kommunistischen Positionen führen (oder will das manch einer gar nicht, genügt ihm 
der eigene „reine“ Klassenstandpunkt?): Gedenken, trauern - statt im Sinne der Toten 
den politischen Kampf zu führen; „Diener des Imperialismus“ - eh, das klingt ja 
schrecklich! (obwohl es doch so oft stimmt!); 90 % „zurück in die CDU etc gejagt“ - 
und das auch noch mit/durch Lenin. 
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Das reicht eigentlich, für meine eigene Enttäuschung. Doch warum soll ein Benjamin 
L. nicht solche Meinung haben? - Nur Werbung für „offen-siv“ ist das nicht! Und mit 
Gewinnung und Überzeugung wenigstens von einigen der Demonstranten hat dieses 
eher abstoßende Beschimpfen auch nichts zu tun! Aber es wird z. T. berechtigte Em-
pörung auslösen! 

3. Da bleibe ich mal bei Phil Ramcke: „Um so erstaunlicher ist es, bei der Demonstra-
tion zu seinen und Lenins und Rosa Luxemburgs Ehren so viele Menschen zu sehen, 
welche gar nichts mit seinen und der anderen beiden Überzeugungen und Schlüsse zu 
tun haben.“... „Ich frage mich, ob die Demonstranten im Januar 2012 in Berlin-
Friedrichsfelde die-sem Vermächtnis gerecht werden. Ja, ich frage mich tatsächlich, 
ob sie eventuell nur eine inhaltsleere Ikone verehren und nicht das Werk und die Kon-
sequenz Liebknechts und Luxemburgs. Oder warum sonst wollen sie sein Vermächt-
nis nicht umsetzen und vollenden?“ 

Wie ist es möglich, neben seiner so aufschlussreichen Darstellung des Wirkens von 
Karl Liebknecht hier, im „offen-siv“(!), zu solchen „Wertungen“ der Demonstranten 
zu kommen??????  

4. Und weil ich nicht so oft an euch schreibe, gleich noch eine Bemerkung zum Heft 
3/2012:  

Mein Nachbar gab es mir voller Unverständnis zurück (ich hatte es noch nicht gele-
sen). Ich habe es dann auch verzweifelt weggelegt – wollte schon an meiner Auffas-
sungsgabe zweifeln. Das „Denkmal“, das sich hier ein „Wissenschaftler“ setzen 
möchte, ist wohl schlimmer als ein politischer Schrotthaufen! Es zerstört! 

Da darf ich doch einen Rat an die Herausgeber richten: Lest doch mal in “offen-siv“ 
9/2004 und lasst den Hermann Jacobs den Druck des Heftes 3/2012 selbst bezahlen. 

Den politischen Schaden kann er wohl nicht beheben! 

Dazu sollte wohl die Redaktion etwas tun, also sich kritisch äußern. 

Glück auf! 

Dieter Junge, Dresden 

 

Michael Opperskalski: Widerspruch 
Stellungnahme zum „offen-siv“-Sonderheft „Lehren aus Niederlagen“ 
(Nr. 3/2012) von Hermann Jacobs 
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Das erwähnte Sonderheft muss zum offenen Widerspruch aufrufen, wird es doch u.a. 
wie folgt redaktionell eingeleitet: „ (…) wir schwören dem Sozialismus nicht ab, wir 
wollen, von seinen Grundlagen ausgehend, die Gründe für seine Niederlage im inter-
nationalen Klassenkampf mit dem Imperialismus begreifen. In die Linie unserer  
Veröffentlichungen zu diesen Fragen reiht sich auch dieses Sonderheft von Hermann 
Jacobs ein (…).“ Diese einleitenden Äußerungen sind sehr deutlich, sagen sie doch 
nicht mehr und nicht weniger, als dass 

- dieses Sonderheft in einer Reihe von vielen „offen-siv“-Sonderheften zu sehen ist, 
die in der Tat zu grundsätzlichen Diskussionen über die Hintergründe von Konterre-
volution und Niederlage, die Rolle des Revisionismus oder die tatsächliche Basis für 
den Niedergang, die Spaltung und Zersplitterung der kommunistischen Bewegung 
(national wie international) angestoßen haben – auf marxistisch-leninistischen Positi-
onen versteht sich; 

- dies ein Sonderheft  von Redaktion UND Herausgebergremium der „offen-siv“  ist, 
also sich zumindest ziemlich nahe an „offen-siv“-Grundpositionen bewege. 

Dies ist jedoch NICHT der Fall! Zunächst: ich bin Mitglied des 
Herausgebergremiums der „offen-siv“, sogar stellvertretender Vorsitzender des ent-
sprechenden Vereins. Doch dieses Sonderheft trage ich auch in meiner Funktion nicht 
mit

Doch nun ein wenig ins Eingemachte. Nur ein wenig, denn das Sonderheft hat keiner-
lei Bedeutung, weder inhaltlicher, noch formaler Natur oder gar hinsichtlich seiner 
Qualität, um sich wirklich umfassend mit ihm auseinandersetzen zu müssen.  

; leider kann ich dies nur im Nachhinein dokumentieren. Meiner Meinung nach 
spiegelt das Sonderheft von Hermann Jacobs weder Grundposition der „offen-siv“ 
wieder, noch ist es qualitativ auf eine Ebene wie andere Sonderhefte der „offen-siv“ 
zu stellen. Ganz im Gegenteil! 

Mehr noch: es ist nicht weniger als eine Qual, sich durch die verquasten Zeilen des 
Textes zu arbeiten. Zuweilen scheint sich der Leser von in sich widersprüchlichen, 
gebrochenen, verständnisproblematischen und willkürlich vermengten Begriffsver-
wirrungen erschlagen zu fühlen. Wer das bis zur letzten Zeile zu ertragen bereit ist, 
muss wirklich viel Kraft aufwenden. 

Am Ende wird jedoch hängen bleiben, dass der Text nur so von Aussagen trieft, die 
im offenen Widerspruch zum Marxismus-Leninismus stehen. Nur einige davon seien 
an dieser Stelle nachfolgend herausgegriffen: 

„Wer das Ende des Sozialismus in der Sowjetunion mit dem Revisionismus (in öko-
nomischer Hinsicht) erklären will, geht an der Frage vorbei, dass das Ende des So-
zialismus im Machtzentrum der Sowjetunion vorbereitet und durchgesetzt wurde.“ 
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(Sonderheft S. 14)  „Insofern ist der Kampf gegen den Revisionismus in seiner entwi-
ckelten Form Pflicht im Kampf kommunistischer Initiativen, aber er war nicht die 
Ursache der Konter-Revolution und die Konter-Revolution war auch nicht sein Ziel – 
welch neue Überraschung!“ (Sonderheft S. 21)  

Ähnliche Positionen (und damit entsprechende Zitatmöglichkeiten) durchziehen den 
gesamten Text, der nicht mehr oder weniger aussagt, dass der Revisionismus nicht

Dem jedoch nicht genug. Jacobs spricht, wie oben zitiert, an mehreren Stellen seiner 
Schrift von den angeblichen und/oder tatsächlichen Aufgaben „kommunistischer 
Initiativen“. 

 die 
Hauptursache und Basis für die Konterrevolution in der UdSSR und der anderen sozi-
alistischen Staaten war. Zudem wird der Revisionismus in einzelne Brocken zerlegt, 
diese objektiv gegeneinander ausgespielt. Damit zerfällt der gefährlichste Feind des 
Marxismus-Leninismus und der kommunistischen Bewegung, der Revisionismus, in 
Einzelaspekte, die zudem aus dem Zusammenhang gerissen werden; so wird er ent-
kernt und in links angestrichene, kaum verständliche Worthülsen eines Dutzendintel-
lektuellen verwandelt. 

Es gibt in der BRD, ob man sie nun akzeptiert oder nicht, nur EINE, DIE 
„Kommunistische Initiative (KI)“.

„Hat, was wir Konterrevolution nennen, den Sinn der Revolution aufgehoben? Wer 
sich als kommunistisch aus dem Kapitalismus bestimmt, wird Nein sagen, aber wir 
bestimmen jetzt den Kommunismus aus dem Kommunismus heraus; dieser Unter-
schied ist ein geschichtlicher. Er schafft auch andere Kommunisten; der eine verhält 
sich unverständiger, unversöhnlicher, ‚ungesellschaftlicher‘, der andere verständiger, 
versöhnlicher, ‚gesellschaftlicher‘.“  (Sonderheft S. 18)  

 Diese wurde von der „offen-siv“ von Beginn an 
unterstützt und begleitet, was nicht wenige Kontroversen auslöste, sogar zu Abbestel-
lungen der Zeitschrift führte. Jene zweite Truppe, die aus sehr wenigen ehemaligen 
Unterstützern der KI besteht und den Namen „Kommunistische Initiative“ zu usurpie-
ren versucht, ist jedoch nichts anderes als eine eigenständig kaum überlebensfähige 
Bande von Falschmünzern. Diese „KIG2010“ wird objektiv dazu angehalten, die KI 
mit allen Mitteln zu bekämpfen. „offen-siv“ hat über diese Organisation, ihre Hand-
lungen und ihre objektive Rolle bereits mehrfach ausführlich berichtet. So gut, so 
schlecht. Jacobs stellt beide Organisationen provokativ auf eine Stufe und macht sich 
damit der Komplizenschaft mit KIG2010 schuldig, GEGEN die „offen-siv“. Nach-
vollziehbar, hatte er doch Arbeitskontakte zur Truppe der Falschmünzer (vielleicht ja 
immer noch?)…  

Ja, Herr Jabobs, ich bekenne mich schuldig: ich bin mehr als total unversöhnlich 
gegen den Kapitalismus und Imperialismus, gegen den Revisionismus, der zerstört, 
untergräbt und jede tatsächlich revolutionäre Bewegung in Nischen dieses barbari-
schen imperialistischen Systems zu ersticken sucht. Es gibt im Prinzip nur diese bei-
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den, sich antagonistisch gegenüberstehenden Wege  - auch wenn Sie sich vor einer 
deutlichen Positionierung in ein sprachlich verquastes Nirwana zu flüchten versuchen. 

Ich gehe nicht weiter auf den Jacobs-Text ein, denn ich möchte diesem auch nicht 
indirekt den Wert eines jener Sonderhefte geben (z.B. das letzte zum Anti-
Imperialismus), die zu Recht Diskussionen auslösten und objektiv wissenschaftlichen, 
marxistisch-leninistischen Rang vorweisen können – auch und gerade, wenn man sich 
an ihnen reibt. 

Was hat die Veröffentlichung DIESES Sonderheftes nun objektiv für Konsequenzen?  
Es legt die „Axt an die Wurzeln“ der „offen-siv“, an die bisher in Sonderheften do-
kumentierte marxistisch-leninistische Forschung, macht die „offen-siv“ beliebig. Das 
kann, will und werde ich persönlich nicht mittragen.  

Ich fände es nur konsequent, prinzipiell, transparent wie auch an den Traditionen der 
„offen-siv“ orientiert, wenn in absehbarer Zeit die Herausgeber der Zeitschrift eine 
Grundsatzdebatte über die künftige Strategie und Taktik, auch im organisationspoliti-
schen Rahmen, führen und den Lesern vorstellen würden. 

So weiter wie bisher geht nun nicht mehr! 

 

Michael Opperskalski, Köln 

 

 

 

 

Buchbesprechung 

 

Ute Grothusen: DIE deutsch-deutsche Frage - Warum 
wollen Politiker Demokratie und Recht immer nur an-
derswo? 
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Rezension von: Erich Buchholz: Rechtsgewinne? Welche Rechte 
gewannen die DDR-Bürger durch den Beitritt? Haben sie Rechte 
verloren? Verlag Wiljo Heinen Berlin 2010 
Rezension aus ost- sowie westdeutscher Perspektive 

"Erfahrung ist nicht das,  
was jemandem zustößt,  

sondern das, was jemand  
aus seiner Erfahrung macht".  

Mit dieser Spruchweisheit muß der lange Atem des Nestors der DDR- Rechtswissen-
schaft Erich Buchholz gewürdigt werden, nachdem es ihm zwanzig Jahre nach dem 
unbefragten Beitritt der DDR zur provisorischen Verfassung(GG) der alten Bundesre-
publik gelungen ist, die nur als tragisch zu bezeichnende Fehlentwicklung des rechts-
politischen Kurses der "neuen Bundesrepublik" durch eine konstruktiv gezogene 
Bilanz infrage zu stellen und den im deutschen Einigungsprozeß bisher immer noch 
verhinderten Anstoß für den dringend notwendigen Verfassungsdiskurs vorzuberei-
ten. 

Der Zeitpunkt für die Veröffentlichung der Bilanz hätte nicht besser gewählt werden 
können. Noch bevor das Märchen von der "Friedlichen Revolution" zum zwanzigsten 
Jubiläum des sogenannten Einigungsvertrags in unveränderter zwanzigster Auflage 
hätte erzählt werden können, hatte Erich Buchholz die Gegendarstellung auf den 
Tisch gelegt, um im Rückblick auf die gemeinsame deutsche Rechtsgeschichte (1989 
ff) die öffentliche Aufmerksamkeit auf das bisher verschwiegene Defizit zu lenken, 
welches durch den blinden und vorbehaltlosen Beitritt der DDR zur provisorischen 
Verfassung (Grundgesetz der alten Bundesrepublik ) 1990 entstanden ist. 

Die Tatsache, daß diese Veröffentlichung von den rechtspolitisch Verantwortlichen 
nicht zur Kenntnis genommen worden ist, bezeugt, mit welchen Scheuklappen der 
eingeschlagene Kurs deutscher Einigungspolitik nach wie vor betrieben wird. Die 
kollektive Beschweigung des unbestreitbar wichtigsten deutsch-deutschen Themas ist 
ein Armutszeugnis für die politische Streitkultur, aber gleichzeitig eine Bestätigung 
für die Notwendigkeit, die Bilanz zur Disposition zu stellen Denn die Zeit ist überreif, 
daß die verheerende Fehlentwicklung des rechtspolitischen Kurses zur Sprache ge-
bracht werden kann. 

Die nun endlich aus der DDR-Perspektive gegen die Fehlentwicklung des Rechtsmit-
telautomatismus der BRD souverän anzuführende Argumentation müßte die Rechts-
anwender eigentlich dazu zwingen, den Alleinvertretungsanspruch aufzugeben und 
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neben dem bisher ausschließlich vertretenen BRD-Gewohnheitsrecht den Hinweis auf 
das bis 1990 geltend gewesene DDR-Recht zuzulassen. 

Aber nach wie vor besteht zwischen den Vertretern von Justiz und Politik die medi-
enpolitisch gelenkte kollektive Absprache, daß jeder Herausforderung, die das System 
infrage stellen und zur Kursänderung zwingen könnte, prinzipiell aus dem Wege zu 
gehen sei und der Dauerverstoß gegen nationales und internationales Recht dafür in 
Kauf genommen werden müßte. Offenbar wird von der blendenden Reputation aus-
gegangen, mit der die Bundesrepublik im Verein demokratieerprobter Staaten und 
aufgrund des geltenden völkerrechtlichen Einspruchverbots in die inneren Angele-
genheiten eines Nationalstaats sich dessen sicher ist, niemals Adressat für Systemkri-
tik werden zu können und sich in diesem augenscheinlich juristisch korrekten System 
alles erlauben zu können, ohne dafür zur Rechenschaft gezogen werden zu können. 
Unbenommen von Selbstkritik und Unrechtsbewußtsein wird die Aufhebung der 
Gewaltentrennung weiterhin hemmungslos und ungeniert zur unbedingten Dienst-
pflicht erhoben. Kein Amtsinhaber muß damit rechnen, für sein Tun und Lassen ge-
gebenenfalls strafrechtlich belangt werden zu können - im Gegenteil - jeder wird 
befördert statt bestraft, der das System egal wie durch Verfolgung der Systemkritiker 
vor Systemkritik zu schützen vermag. 

Daß aufgrund dieses Systems 82 Millionen justizabhängiger Bürger von vornherein 
zu potentiellen Rechtsopfer verurteilt sind, deren Rechtsverhältnis jenseits eines ge-
setzlichen Verfahrens wie Wachs durch richterliche Beschlüsse verformt und per 
Knopfdruck von einer Sekunde zur anderen zu kippen sind, ist als ein rechtsstaatlich 
getarntes Pogrom zu bewerten, dem nur durch Aufhebung des völkerrechtlichen 
Einspruchverbots entgegen zu steuern ist. 

Ohne das System auf den systemexternen Prüfstein stellen zu können, wäre das Ende 
dieses unverantwortlichen Zustands (1990-2010) - der die zeitliche Epoche gemein-
sam zu verantwortender deutscher Zeitgeschichte (1933-1945) inzwischen um weitere 
acht Jahre überrundet hat - nicht abzusehen. Zu einer solchen Überprüfung des Sys-
tems hat es aber bisher nicht kommen können, weil die Unzumutbarkeit des Systems 
auf dem Hintergrund einer blendenden rechtsstaatlichen Fassade nicht als unzumutbar 
dargestellt und zur Sprache gebracht werden konnten. Erich Buchholz hat das Prob-
lem erkannt und sich dessen professionell angenommen. Mit seiner in sechzig Jahren 
erworbenen Doppelerfahrung als Hochschullehrer in der DDR und danach als Rechts-
anwalt in dem ihm verordneten "Rechtsstaat" hat der Autor und Zeitzeuge für die 
Artikulierung des deutsch-deutschen Einigungsprozesses eine an Tatsachen ausge-
richteten Argumentationsgrundlage schaffen wollen, um die nach der sogenannte 
"Friedlichen Revolution" von 1989 verbliebenen Probleme beim Namen nennen und 
zur Sprache bringen zu können. 
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Nicht nur die DDR-Bürger - auch die bereits seit Jahrzehnten durch "Deutsches Son-
derrecht" vereinnahmten westdeutschen Bundesbürger hatten auf diese für den "run-
den Tisch" bzw. Verfassungsdiskurs taugliche Argumentation gewartet, nachdem sie 
mit ihrer brennenden Frage bisher ausnahmslos auf eine Mauer kollektiver 
Beschweigung gestoßen waren und es nicht erfahren konnten, warum das Individual-
recht entgegen aller Rechtslogik in der Rechtspraxis nicht so funktioniert, wie es 
aufgrund rechtsverbindlicher Kommentare funktionieren müßte - Denn auch zu Zeiten 
der alten Bundesrepublik war seit Inkrafttreten des Grund gesetzes(provisorischen 
Verfassung) die Option auf Volksabstimmung der Verfassung niemals zur Disposition 
gestellt worden. Eigentlich hätte zum Zeitpunkt des Mauerfalls und unter der Voraus-
setzung der Einhaltung des rechtsstaatlichen Vertrauensgrundsatzes der Hinweis auf 
die Aktualität des Grundrechtsartikels 146 von seiten der sogenannten Hüter der Ver-
fassung kommen müssen.  

Die naheliegende Frage, warum dieser Hinweis nicht - wie es gemäß Artikel 146 GG 
unbedingt zu erwarten gewesen wäre - von den eigens durch den Parlamentarischen 
Rat vorbestimmten Verfassungsrichtern an den Anfang des Einigungsprozesses ge-
setzt wurde, ist mit den innen- und außenpolitischen Interessen der deutschen Mono-
polbourgeoisie zu erklären, die nicht erst 1989/90 entstanden sind, sondern deren 
lange Geschichte man an der vorhergegangenen Fehlentwicklung des Bundesverfas-
sungsgerichts ablesen kann, deren Wurzel bereits am Anfang der Bundesrepublik zu 
registrieren und schon damals von kompetenter Seite exakt beim Namen genannt 
worden ist . Anläßlich einer ernsthaften Vertrauenskrise zwischen Bonn und Karlsru-
he bezeichnete der erste Justizminister der noch jungen Bundesrepublik Thomas De-
hler (FDP) das Bundesverfassungsgericht als Fehlkonstruktion und bekräftigte diese 
Feststellung in einem an Rechtsanwälte gerichteten Telegramm vom 11. Dezember 
1952 mit zutreffender Hellsichtigkeit, indem er telegrafierte: „Das Bundesverfas-
sungsgericht ist in einer erschütternden Weise von dem Wege des Rechts abgewichen. 
Man kann Deutschland wegen eines solchen Gremiums nicht vor die Hunde gehen 
lassen.“ Von einem solchen bereits am Anfang der Bundesrepublik wegen Aufgaben-
verfehlung als Fehlkonstruktion bezeichneten Bundesverfassungsgericht war es 37 
Jahre später nicht mehr zu erwarten, daß es zum Zeitpunkt der Bewährung seine 
Wächterrolle wahrnehmen würde. Wissend, daß ohne den Hinweis auf Artikel 146 
GG nach Öffnung der Mauer das Gebot der Stunde nicht erkannt und wahrgenommen 
werden konnte, war dieses Gericht 1989 buchstäblich weggetaucht. 

Die Erwartung der Ostdeutschen nach verfassungsgemäßer Gerechtigkeit wurde fun-
damental enttäuscht und das Vertrauen in den vermeintlich demokratieerprobten 
"Rechtsstaat" zutiefst erschüttert. Infolge nicht bestätigter Illusionen erlosch die Eu-
phorie der ersten Tage nach Ankunft in dem vermeintlichen "Rechtsstaat" wie ein 
Strohfeuer. Angesichte der entgegengehaltenen Keule marktwirtschaftlicher Selbstge-
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rechtigkeit und dem unter den Füßen weggerissenen Rechtsboden konnten nur noch 
Resignation und Verzweiflung aufkommen. 

Diese Tragödie entstand, weil die politischen Vertreter ostdeutscher Blockparteien 
sich 1990 vom blindem Opportunismus machtpolitisch motivierter Parteienstrategie 
zur Zustimmung der Stornierung der Volkskammerwahl haben verleiten und sich 
dadurch das Heft aus der Hand nehmen lassen. Aufgrund ihrer Fahnenflucht wurden 
die politisch verratenen und alleingelassenen DDR-Bürger zwangsläufig zu den ge-
samtdeutschen Wahlen gedrängt, ohne für ihre Stimmabgabe die ihnen gemäß Artikel 
146 GG zustehende Quittung für verfassungsgemäße Rechtssicherheit zu erhalten und 
- ohne es ahnen zu können, daß mit ihrer Stimmabgabe die rechtliche Entwaffnung 
einhergehen würde. 

Daß die Bürger der DDR sich durch Verordnung der gesamtdeutschen Wahlen einem 
auf Verfassungsverrat und Wählerbetrug begründeten System verschrieben hatten, 
wurde sehr bald - aber bereits zu spät - bestätigt, als der Rücktritt vom Beitritt wegen 
der Übermacht des übergestülpten Systems und fehlgeleiteter Rechtskraft nicht mehr 
möglich war. 

Wer angesichts dieser sogenannten "Wende" den barbarischen Akt der deutschen 
Wiedervereinigung immer noch wider besseres Wissen als "Friedliche Revolution" 
bezeichnen und abtun will und den mit dem Beitritt verbundenen Verwaltungsakt mit 
der Zustimmung zum Grundgesetz verwechselt, hat es nicht begriffen oder will es 
nicht begreifen, daß der "Friedlichen Revolution" nicht nur der Rechtsboden sondern 
vor allem der Rechtsfrieden fehlt. 

Um die Interpretation der "Friedlichen Revolution" nicht länger der medienpolitisch 
bestimmten Definitionsmacht zu überlassen, hat es dem DDR- Rechtswissenschaftler 
Erich Buchholz keine Ruhe gelassen, dieser offensichtlichen Rechtsverbildung durch 
einen Rechtsvergleich zwischen der Rechtspraxis der DDR und der BRD entschieden 
entgegen zu treten.  

Das bisher unterdrückte Rechtsbewußtsein sollte durch die Besinnung auf die ver-
kannten Vorzuge des DDR-Rechts Stütze und Ansporn erhalten, um die rechtliche 
Resignation zu überwinden und den analysierten Unrechtszustand als überwindbar 
und nicht mehr länger als unabänderliches deutsches Nachkriegsschicksal betrachten 
zu müssen. Durch die nüchterne Darstellung des Rechtswidrigkeitszusammenhangs 
wird es - wenn auch viel zu spät - verständlich, warum dieser gegen alle Regeln der 
Gerechtigkeit und menschliche Natur verordnete Rechtszustand keinen Tag mehr 
länger hinzunehmen, sondern es vielmehr als empörend zu betrachten ist.  

Die Dimension des 1990 aus imperialistischer Machtgier verübten Verfassungsverrats 
und Wählerbetrugs ist unabsehbar, nachdem hinter dem Etikett der <Friedlichen Re-
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volution> anstelle einer wirklichen Gesamtdeutschen Verfassung die auf Verrat be-
gründete Systemlüge hat treten können. Daß aber durch politische Wahlen nur die 
Macht in den Sattel zu heben ist und danach vom Recht keine Rede mehr sein kann, 
hat sich erst nach dem Beitritt auf dem Trümmerhaufen zerstörter Biographien als 
Katastrophe erwiesen, ohne von den sogenannten „Volksvertretern“ aufgegriffen und 
vom Licht der Öffentlichkeit beschienen worden zu sein. Insofern ist die von Erich 
Buchholz veröffentlichte Bilanz ein Lichtstrahl in der Finsternis. 

Denn auch wenn sich bis heute trotz der Veröffentlichung der auf den Mißstand hin-
weisenden Fakten noch nichts an dem System hat ändern können, ist der Zustand aus 
der Perspektive der Aufklärung und im Bewußtsein der rechtlichen Aktivposition 
anstelle der durch das System vorgegebenen Passivposition ohne Resignation zu er-
tragen und darüber hinaus zielsicher zu überwinden.  

Aufgrund der bisher nur falschen Rechtsversprechungen und ohne den Hinweis auf 
den für die verfassungsgemäße Wiedervereinigung konzipierte Artikel 146 GG hatte 
die Wählerschaft keine reelle Vorstellung von dem tatsächlich geltenden Rechtsan-
spruch, um es erkennen und beurteilen zu können, daß die „Einheit in Recht und Frei-
heit“ nicht durch den Verwaltungsakt und politische Wahlen, sondern in erster Linie 
durch Abstimmung der gemeinsamen Verfassung gemäß Artikel 146 GG herbeizu-
führen ist.  

Da aber die Existenz dieses Artikels seit zwanzig Jahren hat verschwiegen werden 
können, konnte niemand eine Vorstellung von der verfassungsgemäßen Abwicklung 
des Einigungsprozesses haben, deren Modus durch Art. 146 GG abrufbar vorgegeben 
ist. 

Im Schlußartikel des Grundgesetzes heißt es : „Dieses Grundgesetz, das nach Vollen-
dung der Einheit und Freiheit für das gesamte deutsche Volk gilt, verliert seine Gül-
tigkeit an dem Tage, an dem eine Verfassung in Kraft tritt, die von dem deutschen 
Volke in freier Entscheidung beschlossen worden ist.“ Obgleich dieser "Wiederverei-
nigungs-Artikel" 146 GG durch die Ewigkeitsklausel (Art. 79 GG) im Grundgesetz 
unabdingbar verankert ist und auch noch in hundert Jahren unseren Nachfahren in 
jeder neuen Auflage des Grundgesetzes als Anmahnung der GESAMTDEUTSCHEN 
VERFASSUNG vor Augen zu führen sein wird, wurde das für die Sternstunde des 
wiedervereinigten Nachkriegsdeutschlands konzipierte Verfassungsgebot statt der 
GG-Ewigkeitsklausel dem IMPERIALISTISCHEN MACHTWILLEN unterstellt und 
in dessen Geist seit zwanzig Jahren fortgeschrieben.  

Ute Grothusen 
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Frank Flegel: Lest, studiert, gebt weiter und diskutiert 
unsere Broschüre „Anti-imperialistischer Widerstand“! 
Diese Broschüre ist nämlich etwas ganz Besonderes. Sie ist ein Sammelband zur 
Orientierung

Was macht die Situation so kompliziert? Ich zitiere zur Veranschaulichung aus der 
UZ vom 23. 3. 2012, S. 1, ein Artikel von Bernd Redlich über Syrien mit dem Titel 
„Gewaltverzicht und Dialog – oder Bürgerkrieg“: „Es wird kein Vorankommen ge-
ben, solange die beiden gängigen Versionen über die Krise in Syrien nicht berichtigt 
werden. Der einen zufolge erhebt sich die Mehrheit der syrischen Bevölkerung gegen 
eine brutale Diktatur. Assads Regime sei in der Region und international isoliert und 
halte sich nur an der Macht, weil das Veto Rußlands und Chinas ein Eingreifen ver-
hindern. Die einzige Lösung: Assad muss weg. Und wie, wird deutlich, wenn der 
Friedensnobelpreisträger im Weißen Haus von ihm als einem Todeskandidaten – 
„dead man walking“ – spricht. Syrien ist ein strategischer Angelpunkt für den ganzen 
Nahen Osten.  

, Geschichte und Gegenwart zusammenfassend, Grundsätze in Erinne-
rung rufend und mit Analysen zu Palästina, Syrien und Iran hochaktuell. Und sie gibt 
damit in ausgesprochen komplizierten Zeiten Klarheit über die Situation und über 
Positionen.  

In der anderen Sicht hat sich eine Koalition aus arabischen Feudalmonarchien, den 
USA und ihren europäischen Verbündeten zusammengetan, um eine von den meisten 
Syrern gestützte Regierung zu stürzen und das säkulare Land in eine Plattform der 
USA und Saudi-Arabiens gegen den Iran und die libanesische Hisbollah zu verwan-
deln. Diese Version hat viel für sich. Sie unterschlägt aber, dass die ersten Demonst-
rationen gegen das Regime vor einem Jahr die spontane Reaktion auf die Festnahme 
und Folterung von Schülern in Deraa war. Und sie verschließt die Augen vor der 
Korruption des Assad-Clans, der neben Armee und dem Geheimdienst auch die Tele-
kommunikationsbranche, die Bauindustrie und das Bankwesen beherrscht. 

In dieser Situation führt der einzige, aber steinige Weg zu einer Lösung über den 
nationalen Dialog. Eine Mehrheit der Syrer hat sich beim Referendum vor einigen 
Wochen dafür ausgesprochen. Sie kennen die Alternative – und die heißt Bürgerkrieg. 
Was das bedeutet, haben sie von den Flüchtlingen aus dem Irak und aus der Ge-
schichte des 15-jährigen Bürgerkriegs im benachbarten Libanon gelernt. 

Kofi Annans Vorschläge zum Ende der Gewalt und zum Dialog mit der Opposition 
verdienen Unterstützung. Dass die Details noch nicht veröffentlicht wurden, lässt 
aber auf Widerstand vor allem der USA schließen.“ 
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Kurz zusammengefasst: es gibt zwei „gängige Versionen“, eine so, die andere anders. 
Auf die Idee, herauszubekommen, was richtig, also wahrhaftig ist, verzichtet man. 
Dann meint man, dass die zweite Version einiges für sich habe, aber andererseits 
einiges ausblende, z.B. die Festnahme und Folterung von Schülern in Deraa (Quellen 
für diese Aussage meint man nicht nennen zu müssen), außerdem die „Korruption des 
Assad-Clans“. Welche? Zum Beispiel die Kontrolle über Armee und Geheimdienste, 
außerdem Bauwesen, Telekommunikation und Bankwesen. Wenn ich kurz bemerken 
darf: Ich halte es für ziemlich normal, dass eine Regierung die Kontrolle über Armee 
und Geheimdienst hat, alles andere wäre schlecht. Und ich hielte es für einen Fort-
schritt, Regierungen die Kontrolle über das Bankenwesen zu übertragen.  

So weit, so schlecht, schließlich kommt man zur Lösung, dem „nationalen Dialog“. 
So etwas kann nur jemand daherquatschen, der die imperialistischen Interessen und 
die ihnen folgenden internationalen Einmischungen nicht sehen will. Und zum 
Schluss: „Kofi Annans Vorschläge zum Ende der Gewalt und zum Dialog verdienen 
Unterstützung“.  

Hier gleitet eine sich schon seit Längerem im revisionistischen Sumpf befindende,  
aber sich immer noch kommunistisch nennende Partei (die DKP) ab auf Positionen 
des Klassenfeindes. Und das mittels einer „Argumentation“, die analytisch wirken 
soll, indem sie sich über beide „gängige Versionen“ erhebt und damit so tut, als könne 
man, sich über den Klassenkampf erhebend, die allgemein-menschliche Wahrheit 
ergründen (das wollte doch vor rund 25 Jahren schon mal jemand – der Erfolg ist in 
Osteuropa und Russland zu besichtigen), ganz friedliebend, gegen jede Art von Ge-
walt usw. Das hilft dem anti-imperialistischen Widerstand nicht nur nicht, das ent-
waffnet ihn -  ideologisch und real. 

Wie ist es zu erklären, dass Kräfte, die klar an der Seite Cubas, Vietnams, Chiles, 
auch noch Angolas, Nicaraguas standen, jetzt einen solchen konterrevolutionären 
Müll von sich geben? 

 

Ein Versuch der Erklärung: 

Antiimperialistische Kämpfe gibt es so lange, wie es den Imperialismus gibt. Die 
antiimperialistischen Kämpfe spiegeln immer zweierlei wider: die welthistorische 
Situation des Imperialismus und die welthistorische Situation der Kräfte des Wider-
standes. 

Es gab Zeiten, da hatten die Kommunisten in den antiimperialistischen Kämpfen die 
Hegemonie (Beispiele: Korea, Cuba, Vietnam) oder waren zumindest wichtige Fakto-
ren in ihnen (Beispiele: Algerien, Angola, Chile, Mosambique, Nicaragua, Südafrika 
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und andere). Diese Hegemonie haben die Kommunisten verloren, mehr noch, heute 
haben sie so gut wie keinen Einfluss mehr auf diese Kämpfe. 

Warum? Es begann mit Chrustschow und seiner These vom friedlichen Übergang 
zum Sozialismus und endete noch lange nicht mit dem Gorbatschowismus, der u.a. 
die Friedensfähigkeit des Imperialismus behauptete. Man sollte sich ganz kurz einmal 
vorstellen, wie es sich für diejenigen anfühlte, die gerade die us-finanzierten und us-
geführten Terrorakte der Contras gegen die FSLN-Regierung in Nicaragua, die bruta-
len Interventionen Südafrikas, unterstützt vom us-amerikanischen und europäischen 
Imperialismus, gegen die Regierung der MPLA in Angola, die Aktivitäten der so 
genannten Freiheitskämpfer (wie immer von den USA unterstützt) gegen die sozialis-
tisch ausgerichtete Nadschibullah-Regierung in Afghanistan erlebt hatten, wenn die 
führende Macht der kommunistischen Bewegung gleichzeitig von der Friedensfähig-
keit des Imperialismus sprach und weltweit viele kommunistische Parteien diese Pa-
rolen übernahmen.  

Und es wurde noch katastrophaler! Das Resultat dieser Politik war nämlich, dass 
einige dieser Parteien, die man heute nur noch „so genannte kommunistische Partei-
en“ nennen kann, nach der siegreichen Konterrevolution in der Sowjetunion und in 
Osteuropa (wovon man ja hätte lernen können) direkt zum Klassenfeind, also zum 
imperialistischen Aggressor übergingen und in dessen Marionettenregimes Verant-
wortung übernahmen, - und dies alles begleitet von Angriffen gegen die anti-
imperialistische Bewegung im eigenen Land. Die vorgeschobenen Begründungen 
ähneln sich: Der antiimperialistische Widerstand sei religiös, sei anti-kommunistisch, 
anti-emanzipativ, frauenfeindlich, die heutigen anti-imperialistischen Staaten seien 
zudem korrupt, diktatorisch usw.usf. Der Übergang zum Klassenfeind ist so gesche-
hen z.B. mit der so genannten Kommunistischen Partei des Irak, der so genannten 
Kommunistischen Partei Jordaniens und anderen, die offen mit dem Imperialismus 
und seinen Geheimdiensten zusammenarbeiten. Trotzdem werden diese Parteien 
weiterhin von fast allen anderen kommunistischen Parteien  als „Bruderparteien“ 
angesehen. Das muss man sich mal vorstellen! 

Diese Entwicklung ist Ausdruck der Tatsache, dass es eine internationale kommunis-
tische Bewegung nicht mehr gibt. Es gibt keine gemeinsame Theorie- und/oder Ana-
lysearbeit, es gibt keine gemeinsamen politischen Aktionen oder Kampagnen, es gibt 
keine ideologische Gemeinsamkeit der Parteien und auch keine Schritte, sie zu erlan-
gen, es gibt keine internationale Führungskraft und es gibt kein organisatorisches 
Zentrum. Wir befinden uns in der Phase des Zerfalls. 

Die Folge dieser Situation ist, dass der spontan aus den Verhältnissen von Hunger, 
Unterdrückung, Drohung, Intervention und Krieg entstehende Antiimperialismus 
nicht mehr mit der wissenschaftlichen Weltanschauung in Kontakt kommt, diese auf 
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ihn keinen Einfluss hat, und dass sich deshalb alle möglichen unterschiedlichen Ideo-
logien entwickeln. Da gibt oder gab es heute und/oder in der jüngeren Vergangenheit 
christliche (z.B. Theologie der Befreiung, in gewisser Weise Venezuela), islamische 
(z.B. Iran, der Widerstand in Palästina, der Widerstand im Irak, der Widerstand in 
Afghanistan), nationalrevolutionäre (z.B. Irak vor der Intervention, Syrien) z.T. völki-
sche (z.B. der kurdische Nationalismus heute), und selbstverständlich das Ganze in 
sich überlappenden Teilen. Die ökonomischen Ziele sind, so weit formuliert, national-
revolutionär-kapitalistisch, sozialdemokratisch-kapitalistisch mit der Vorstellung 
eines starken Staatssektors, „sozialistisch“ im Sinne eines Waren produzierenden 
Sozialismus mit gemischter Wirtschaft, also unterschiedlichen Eigentumsformen usw. 
Eine klassenkämpferische Sichtweise, eine antikapitalistische Ausrichtung muss sich 
aus den Kämpfen selbst ergeben und ergibt sich auch in Ansätzen (siehe z.B. Reden 
von Chavez oder Ahmadschinedad), die Kommunisten als Ratgeber haben sich weit-
gehend selbst diskreditiert  

Anti-imperialistische Bewegungen bzw. Staaten unterliegen als inneres Element 
selbstverständlich immer auch dem Klassenkampf in ihren Ländern, der nicht nur im 
jeweiligen Land, sondern auch innerhalb der Bewegungen Veränderungen hervorruft. 
Beispiele hierfür sind die Situationen in Palästina, im Iran, in Venezuela u.a. 

Die internationalen innerimperialistischen Widersprüche verschärfen sich zur Zeit in 
einem rasanten Tempo. Aktuelle Bruchlinien sich verschärfender Widersprüche sind: 
Europa24

Die Situation ist kompliziert, vielschichtig, sehr dynamisch und deshalb nicht auf 
einen Blick zu erfassen. Die Kräfte, die von der kommunistischen Bewegung in 
Deutschland übrig geblieben sind, haben weder ausreichendes theoretisches Grund-
satzwissen noch liefern sie aktuelle Analysen. Stattdessen produzieren sie „ausgewo-
gene Erklärungen“, allgemeine Friedensaufrufe und ähnliches – leider weit entfernt 
von realen Analysen der realen Kämpfe. 

-USA, USA-China, Europa-China, USA-Rußland, Europa-Rußland, Kerneu-
ropa (BRD-Frankreich) gegen die Peripherie Europas. Der Krieg steht vor der Tür, 
und zwar nicht nur der Krieg imperialistischer Zentren gegen antiimperialistisch aus-
gerichtete Länder oder antiimperialistische Befreiungsbewegungen, sondern auch der 
innerimperialistische Krieg. 

Als eine Bedingung für die Aufnahme einer Partei in die Kommunistische Internatio-
nale formulierte Lenin: 

                                              
24 unter deutscher Hegemonie mit Juniorpartner Frankreich 
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„In der Frage der Kolonien und der unterdrückten Nationen müssen die (kommunisti-
schen; d.Red.) Parteien jener Länder, deren Bourgeoisien Kolonien besitzen und 
andere Nationen unterdrücken, eine besonders klare und eindeutige Linie verfolgen. 
Jede Partei, die der III. Internationale angehören will, ist verpflichtet, die Machina-
tionen „ihrer“ Imperialisten in den Kolonien schonungslos zu entlarven, jede 
Befreiungsbewegung

(Quelle: W. I. Lenin: Die große Kraft des Proletarischen Internationalismus; Ber-
lin(Ost), 1973, S. 209/210) 

 (Hervorhebung: d.Red)  in den Kolonien nicht in Worten, son-
dern durch Taten zu unterstützen, die Verjagung ihrer eigenen Imperialisten aus den 
Kolonien zu fordern, in den Herzen der Arbeiter ihres Landes wahrhaft brüderliche 
Gefühle für die werktätige Bevölkerung der Kolonien und der unterdrückten Nationen 
zu wecken, … . 

 

Das klingt allerdings völlig anders als das Gefasel der DKP, des Friedensratschlags, 
der Tageszeitung „junge Welt“ und anderer. 

 

Und deshalb lege ich Euch ans Herz, unsere Broschüre zu studieren – von vorn 
nach hinten und von hinten nach vorn. Und für diese Broschüre zu werben, sie 
weiter zu geben, mit Genossen/innen oder mit Freunden/innen darüber zu reden, 
sie in Gruppen zu diskutieren. 

 

Wir brauchen dringend mehr Klarheit in der Frage des Anti-Imperialismus, 
sonst gehen wir kollektiv im Sumpf unter. 

 

Frank Flegel 
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Die Jugendbibliothek Gera lädt ein: 

 
21. 4. 2012, 15.00 Uhr 

Vortrag über das KZ Auschwitz 
 

19. 5. 2012, 15.00 Uhr 
Die aktuelle Situation im Kongo 

 

 

Jugendbibliothek Gera, 

Werner-Petzold-Str. 17, 

07549 Gera 

Tel: 0365 – 20 58 375 
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Postvertriebsstück,  
DPAG, H 14360 

 
Entgelt bezahlt 
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